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Sie lesen in dieser Ausgabe

„Neu - das ist in der Regel
nur das, was einer Genera-
tion neu vorkommt“, zitiert
die Vorzimmerperle Lud-
wig Marcuse. Mit ihrem
Chef plädiert sie für „ur-
ban mining“. Ex und hopp
war nämlich gestern. Wir
sind dabei, von der Natur
zu lernen. Dort gibt es kei-
nen Abfall. Alles wird wie-
der verwertet. Seite 11
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Abschied und Neuanfang

Schwabens Landräte haben sich wie alle ihre Kollegen
neu organisiert. Landrat Gebhard Kaiser folgt als Vorsit-
zender Dr. Karl Vogele, der bei der jüngsten Kommunal-
wahl nicht mehr kandidierte. Der ehemalige Augsburger
Landrats verabschiedete seinerseits gleich 18 Bürgermeister,
deren Amtsperiode im April zu Ende ging. Seite 10
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Energie-Profis für Kommunal-Profis:

Energie für Bayerns Kommunen!
Mehr Wissen setzt Energie frei. Die Bayerische Gemein-

dezeitung bietet in Kooperation mit Bayerischem Gemein-
detag und Bayerischem Städtetag beim Info-Tag für Kom-
munen am 19. Juni 2008 im Garchinger Bürgerhaus umfas-
sendes Know-how. Weitere Informationen in unserer Beila-
ge und im Internet unter: www.gemeindezeitung.de.

Jubiläum auf Schloss Banz. Unser Bild zeigt (v. l.): Staatssekretär a.D. Siegfried Lengl; Land-
rat Reinhard Leutner; Dr. Peter Witterauf, Hauptgeschäftsführer der Hanns-Seidel-Stiftung;
Staatsminister a. D Hans Zehetmair, Vorsitzender der Hanns-Seidel-Stiftung; Landtagsvize-
präsidentin Barbara Stamm; Finanzminister Erwin Huber, CSU-Parteivorsitzender; Staatsmi-
nister a.D. Otto Wiesheu und Michael Möslein, Koordinator der HSS-Bildungszentren.

25 Jahre Hanns-Seidel-Stiftung in Kloster Banz:

Juwel und Markenzeichen
CSU-Vorsitzender Erwin Huber überbrachte Glückwünsche als Festredner

Das Bildungszentrum Kloster Banz der Hanns-Seidel-Stiftung
blickt auf 25 Jahre Bestehen zurück. Das ehemalige Benediktin-
erkloster war 1978 von der CSU-nahen Stiftung erworben und
nach mehrjährigem Umbau am 22. April 1983 vom damaligen
CSU-Vorsitzenden Franz Josef Strauß eröffnet worden. Vor
rund 200 geladenen Gästen aus Politik, Wirtschaft, Wissen-
schaft, Kultur, Kirche und Verbänden würdigte CSU-Vorsitzen-
der Erwin Huber bei einem Festakt jetzt die Verdienste in der
fundierten politischen Bildungsarbeit der parteinahen Stiftung:
„Die CSU und Banz, das sind zwei schlagkräftige Partner mit
klaren Werten, einem festen Fundament und einem unglaubli-
chen Weitblick“, so Huber.

Mehrere hunderttausend Se-
minarteilnehmer der Hanns-Sei-
del-Stiftung haben sich in Klo-
ster Banz im vergangenen Vier-
teljahrhundert politisch weiter-
gebildet, hochrangige, oft inter-
nationale Delegationen, führten

Debatten. „Kloster Banz ist ein
Markenzeichen für die Hanns-
Seidel-Stiftung, ein kulturhisto-
risches Juwel

raktives Bildungszentrum für Se-
minarteilnehmer aus ganz
Deutschland“, betonte der frühe-
re Staatsminister und jetzige Stif-
tungsvorsitzende Dr. Hans Ze-
hetmair. Er legte beeindruckende
Zahlen vor: Bei rund 10.000 Ver-
anstaltungen und Seminaren seit
Bestehen der Einrichtung konn-
ten 570.000 Übernachtungen ge-
zählt werden. Allein im Jahr
2007 nahmen 29.000 Teilnehmer
an 654 Veranstaltungen teil - ein
Spitzenwert in der 25-jährigen
Geschichte der Einrichtung.

Fränkisches Kulturjuwel

Seit Beginn der Sanierungsar-
beiten im Jahr 1978 wurden öf-
fentlich bezuschusst rund 33
Mio. Euro investiert, um das
fränkische Kulturjuwel europäi-
schen Ranges für die nächsten
Generationen zu erhalten. „Wir
werden uns weiter dafür einset-
zen, dass die Bedeutung von
Kloster Banz als geistig-kulturel-
ler und politisch geprägter An-
laufpunkt weiter gestärkt wird“,
erklärte Zehetmair.

Der Lichtenfelser Landrat
Reinhard Leutner hatte sich be-
reits als früherer Staffelsteiner

(Fortsetzung auf Seite 4)

Internationaler Museumstag 2008:

„Museen und
gesellschaftlicher Wandel“
Knapp 350 Museen in allen Landesteilen Bayerns beteilig-
ten sich in diesem Jahr am 31. Internationalen Museums-
tag. Unterstützt von den Stiftungen und Verbänden der
Sparkassen-Finanzgruppe, übernahm die Koordination
einmal mehr die Landesstelle für die nichtstaatlichen Mu-
seen in Bayern. Eingeleitet wurde der Internationale Mu-
seumstag, der heuer unter dem Motto „Museen und ge-
sellschaftlicher Wandel“ stand, europaweit zum dritten
Mal durch die „Nacht der Museen“, die mit speziellen Ak-
tionen und verlängerten Öffnungszeiten dem Publikum ei-
nen besonderen Zugang zum Museum bot.

Vom International Council of
Museums (ICOM) 1977 ins Le-
ben gerufen, macht der Interna-
tionale Museumstag auf die Be-
deutung und die Vielfalt der Mu-
seen aufmerksam. Durch das
breite Spektrum ihrer Dauer-

und Sonderausstellungen sowie
ihrer Vermittlungsangebote rea-
gieren Museen auf die Fragen,
die den Bürger heute bewegen.
Mehr denn je gehen sie heute auf
ihre Besucher zu. „Besucherori-
entierung“ - richtig verstanden -

bedeutet allerdings nicht eine
Maximierung der Besucherzah-
len, sondern besuchergerechte
Angebote und damit einen
fruchtbaren Dialog zwischen
Museum und Besucher.

Partizipation
und Integration

„Partizipation“ und „Integrati-
on“ gehören zu den zentralen
Themen der aktuellen kultur-
und gesellschaftspolitischen Dis-
kussion. Auch die Museen sind
hier angesprochen und einbezo-
gen: Sie sind Forum der Begeg-
nung und bieten Menschen aus
allen gesellschaftlichen Gruppen
die Chance, mehr über andere,
aber auch über sich selbst zu er-
fahren. Museen laden heute
mehr denn je auch zur Mitwir-
kung bei Projekten und Aktionen
ein, die vernetzen und Verbin-
dungen schaffen.

Freundeskreis

Beispiele hierfür gibt es im
Freistaat zuhauf: So stellte sich
im oberbayerischen Freilichtmu-
seum Glentleiten der Freundes-
kreis Südbayern e.V. vor, der das
Museum seit Jahren tatkräftig
unterstützt. Mit seinem Engage-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Hunderte von Menschen besuchten am 75. Jahrestag der Bücherverbrennung Gedenkveranstal-
tungen in ganz Deutschland. Initiator Gerhard Schmitt-Thiel zeigte sich glücklich ob des großen
Zuspruchs. Unsere Aufnahme entstand am Münchner Odeonsplatz, wo neben Kardinal Friedrich
Wetter und Regionalbischöfin Susanne Breit-Keßler u. a. die Politiker Dr. Thomas Goppel und
Franz Maget gemeinsam mit zahlreichen Künstlern aus Werken rezitierten, die seinerzeit in die
Flammen geworfen wurden. Auf Seite 3 berichten wir beispielhaft über das Thema. In der ehema-
ligen Synagoge von Ichenhausen gedachten Schüler gemeinsam mit ihren Lehrern des Tages.

für
kenOberfran-

sowie
ein att-

Anlässlich des Internationalen Museumstags herschte im Münch-
ner Museum Mensch und Natur großerAndrang. Besonders be-
liebt war bei jüngeren Besuchern das Angeln nach Meerestieren
aus der Antarktis. Bild: Museum Mensch und Natur

Staatliche Förderung der Feuerwehren:

Viele Fragen bleiben offen
Gemeindetag fordert mehr Transparenz und mehr Geld

„Die neue staatliche Feuerwehr-Förderung ist nicht nachvoll-
ziehbar“ sagte der Präsident des Bayerischen Gemeindetags, Dr.
Uwe Brandl zum Entwurf neuer Förderrichtlinien des Freistaats
Bayern für Beschaffungen in der Gemeinden für ihre Feuerweh-
ren. Er und sein Verband warten auf Antworten des Staates.

Wie viel Geld steht zur Verfü-
gung? Welche Kalkulation liegt
den geplanten neuen Fördersät-
zen zugrunde? Warum gibt es für
den Bau von Feuerwehrgerä-

tehäusern nicht mehr Geld als
bisher? Brandl wies auf folgende
Punkte hin, die noch nicht ge-
klärt sind:
1. Wie viel staatliches Geld steht
zur Förderung von Beschaffun-
gen und Baumaßnahmen der
Feuerwehren zur Verfügung?
2. Welche Kalkulation liegt den
vorgeschlagenen Förderfestbe-
trägen für Fahrzeuge und Stell-
plätze zugrunde?
(Fortsetzung auf Seite 2)
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Bürgermeister Hans Baier
96185 Schönbrunn i. Steigerwald

am 15.6.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Volker Richter

95197 Schauenstein
am 5.6.

Bürgermeister Richard Wittl
93183 Holzheim am Forst

am 6.6.

Bürgermeister Josef Schreier
86576 Schiltberg

am 14.6.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Reiner Grimm

91611 Lehrberg
am 3.6.

Bürgermeister Adolf Falkenstein
97357 Prichsenstadt

am 7.6.

Bürgermeister Josef Weiß
91728 Gnotzheim

am 10.6.

Bürgermeisterin
Christine Hollacher
82211 Herrsching

am 14.6.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Kodmeir

86447 Todtenweis
am 16.6.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Arnold Lorenz

86453 Dasing
am 10.6.

Bürgermeister Kaspar Danner
83676 Jachenau

am 13.6.

Bürgermeister Peter Stief
91241 Kirchensittenbach

am 13.6.

Bürgermeister Matthäus Huber
84437 Reichertsheim

am 13.6.

Bürgermeister Benno Voggenauer
83112 Frasdorf

am 16.6.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Kurt Orthuber

84381 Johanniskirchen
am 3.6.

Bürgermeisterin Centa Büttner
86704 Tagmersheim

am 9.6.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Unsere Datenbank weist nach der Kommunalwahl noch Lücken auf.

Wenn Sie als neugewählte Bürgermeisterinnen und
Bürgermeister mit der Bekanntgabe Ihres runden Geburtstags

einverstanden sind, bitten wir um Mitteilung.

Umstrittene Rechnung:

„Mehr netto für alle“
CSU steht zu Hubers Steuerkonzept und baut auf Stimmungswandel bei CDU und SPD

Opposition spricht von unsolidem Wahlgeschenk

CSU und Staatsregierung stehen voll zum Steuerkonzept des
Parteivorsitzenden und Finanzministers Erwin Huber. „Mehr
Netto für alle“ wird neben Bildungs- und Familien-, Klima- und
Strukturpolitik die letzten zwei Monate der parlamentarischen
Arbeit des 15. Landtags bestimmen. Das neue Regierungspro-
gramm will Ministerpräsident Dr. Günther Beckstein auf dem
CSU-Parteitag am 18./19. Juli in Nürnberg vorstellen. „Wir
werden unsere erfolgreiche Politik fortsetzen“, hat er angekün-
digt. Die Opposition sieht dagegen gute Chancen, die CSU bei
der Landtagswahl am 28. September aus der Verantwortung für
Bayern zu verabschieden und eine Mehr-Parteien-Koalition ge-
gen die Bayern-Union zu formieren.

Im Landtag hat Huber das
vom Parteivorstand einstimmig
gebilligte Steuerkonzept in einer
Aktuellen Stunde vorgestellt.
Die turnusmäßig antragsberech-
tigten Grünen hatten das Thema
gewählt. Das auf eine Entlastung
der Steuerzahler um 28 Mrd. Eu-
ro in drei Stufen von 2009 bis
2012 abgestellte Konzept, das
Bund, Länder und Kommunen

greifen. Die vor zwei Jahren
gekürzte Pendelerpauschale
(erst ab dem 21. Kilometer Ar-
beitsweg) soll wieder ab dem 1.
Kilometer gewährt werden. Die
Finanzierung der 28 Mrd. Euro
ist nach Hubers Berechnungen
durch die von Fachleuten und
Bundesfinanzministerium pro-
gnostizierten Steuermehrein-
nahmen von etwa 90 bis 100

pauschale zugestimmt habe.
Die Beweggründe für das „un-
solide Milliardenkonzept“ seien
in der bevorstehenden Land-
tagswahl und den Schwierigkei-
ten bei BayernLB, Transrapid
und G8 zu suchen. Die Reden
der Oppositionssprecher gipfel-
ten in der Forderung nach Hu-
bers Rücktritt.

„Huber-Tarif“

Für die CSU-Fraktion stellten
sich der stellvertretende Vorsit-
zende Engelbert Kupka und Mit-
telstandssprecher Klaus Dieter
Breitschwert voll vor bzw. hinter
ihren Finanzminister. Die heftige
Reaktion der Opposition zeige,
dass er das richtige Thema zur
richtigen Zeit aufgegriffen habe.
Huber teilte mit, das Konzept ge-
he auf gemeinsame Überlegun-
gen mit Beckstein seit dessen
Amtsübernahme im vergange-
nen Herbst zurück. Der Stufen-
plan zu „Mehr netto für alle“ sei
mit der Konsolidierung des Bun-
desetats vereinbar und gefährde
auch den Bayernetat ohne Neu-
verschuldung nicht.

Die SPD setzte dem „Huber-
Tarif“, so CSU-Generalekretärin
Christine Haderthauer als Wahl-
kampfstichwort, im Landtag ei-
nen umfassenden Antrag entge-
gen, die bereits sicheren Milliar-
den-Steuermehreinnahmen des
Freistaats für Aufgaben der
Kinderbetreuung, Familien- und
Strukturpolitik zu verwenden,
was auch den Kommunen zu-
gute komme.

Lärmschutz bleibt kommunale Aufgabe
Regierungen und Umweltlandesamt für Hauptverkehrsstraßen und Eisenbahnen zuständig

Die Kartierung von Lärmzonen und Aktions-
plänen gegen zu viel Lärm bleiben grundsätz-
lich Sache der Städte und Gemeinden. Nur
fürAutobahnen, Hauptverkehrsstraßen, Groß-
flughäfen und Eisenbahn sind das Landes-
amt für Umweltschutz und die Regierungen
zuständig. So sieht es eine Änderung des Baye-
rischen Immissionsschutzgesetzes vor, die
jetzt den Landtag beschäftigte. Die Novellie-
rung wurde notwendig im Zuge der Umset-
zung einer EG-Richtlinie in Bundes- und nun
Landesrecht. Praktisch geht es in Bayern um
etwa 100 Kommunen, meist kleine und mitt-
lere Städte.

In den Ausschussberatungen waren alle drei
Fraktionen dafür, dass die Kommunen selbst
kartieren und Lärmschutz planen sollen, sofern
es ihnen personell und fachlich möglich ist. Man
war sich nach intensiver Beratung aber auch ei-
nig, dass es sinnvoll sei, wenn das Landesamt
für Umwelt zusammen mit den betroffenen Ge-
meinden die Aktionspläne zur Lärmverminde-
rung erstelle. Im Kommunalausschuss zeigte
sich Berichterstatter Christian Meißner (CSU)
zuversichtlich, dass die Gemeinden es mit Hilfe

des Umweltamtes „hinkriegen“ werden, die
Bürger vor zu viel Lärm zu schützen. Mitbe-
richterstatter Florian Ritter (SPD) meinte, die
Gesellschaft müsse hier Abhilfe schaffen für Ur-
sachen, die weitgehend von der Industrie aus-
gehen. Hier bestehe politischer Handlungsbe-
darf. Trotz einiger Vorbehalte äußerte sich auch
Christine Kamm (Grüne) zustimmend.

Die Staatsregierung geht davon aus, dass Ziel-
und Quellenverkehr für den meisten Lärm in den
Kommunen ausschlaggebend sind. Die Änderung
des Immissionsschutzgesetzes sieht ferner vor
dass die Überwachung von Biogasanlagen und
kleineren Anlagen zur Holzverbrennung, z. B.
Hackschnitzel, von den Regierungen auf die
Kreisverwaltungsbehörden übertragen werden.

Der neue Ausschussvorsitzende, der Strau-
binger CSU-Abgeordnete und ehemalige städ-
tische Rechtsdirektor Herbert Ettengruber, be-
kam Zustimmung für die Ankündigung, die
weitere Entwicklung bleibe vom Parlament zu
beobachten. Ettengruber wurde für den Rest
der Legislaturperiode Nachfolger von Dr. Ja-
kob Kreidl, der zum Landrat von Miesbach ge-
wählt worden ist. rm

Untersuchungsausschuss zur BayernLB:

„Nie gekannte Hysterie am Finanzmarkt“
Sachverständige im Untersuchungsausschuss - SPD verlangt Sitze im Verwaltungsrat

Die Opposition sieht bereits nach dem Auftakt des Landesbank-
Untersuchungsausschusses mit Sachverständigen-Beurteilun-
gen und ersten Zeugenaussagen ihren Vorwurf bestätigt, dass
Finanzminister Erwin Huber den Landtag monatelang über das
wahre Ausmaß und die Auswirkungen der internationalen Fi-
nanzkrise auf die von Staat und Sparkassen getragene Bayeri-
sche Landesbank (BayernLB) nicht rechtzeitig und dann falsch
informiert habe. Auch Ministerpräsident Dr. Günther Beckstein
bleibt als früheres BayernLB-Verwaltungsratsmitglied Ziel der
Oppositionskritik.

Die Verluste der Landesbank
werden derzeit laut BayernLB-
Geschäftsbericht 2007 und ers-
tem Quartalsbericht 2008 auf
buchmäßig 770 Mio. Euro vor
Steuern kalkuliert, die Risiken
betragen ca. 24 Mrd. Euro. Da-
von sollen der Freistaat und der
Bayerische Sparkassenverband
als BayernLB-Eigentümer je zur
Hälfte 4,8 Mrd. Euro absichern.
Die BayernLB selbst hat sich zur
Absicherung von 1,2 Mrd. Euro
bereiterklärt. (s. GZ 7/10.04.08).

Anhörung von
Sachverständigen

Der mit Zustimmung der CSU
auf Antrag von SPD und Grünen
eingesetzte Untersuchungsaus-
schuss begann mit der Anhörung
von drei Sachverständigen. Der
Würzburger Wirtschaftsprofes-
sor Ekkehard Wenger und die
Münchner Wirtschaftsprüferin
Corinna Linner waren überein-
stimmend der Meinung, die Lan-
desbank hätte in ihrer Anlagepo-
litik nicht auf Ratingagenturen
vertrauen dürfen, die vielfach
von den falschen Leuten bezahlt
würden und eher Spät- als Früh-
warnsysteme seien. Auch von
der Bankenaufsicht sei nichts zu
erwarten. Der Bank selbst habe
es an Erfahrung gefehlt. In Auf-
wärtsphasen des Marktes könne
„jeder Schimpanse Traumrendi-
ten erzielen“. Frau Linner gab
aber auch zu bedenken, dass es
am Finanzmarkt zu einer nie ge-
kannten Hysterie gekommen sei,

als sich ab 2005 die Krise am
amerikanischen Immobilienkre-
ditmarkt abzuzeichnen begann.

Folgen des Marktversagens

Auch der Münchner Professor
Bernd Rudolph sprach von den
Folgen eines Marktversagens,
das alle Akteure getroffen habe.
Es sei kein deutsches Phänomen.
Die BayernLB habe fast aus-
schließlich in hervorragend be-
wertete Papiere investiert. Aller-
dings gebe es in den USA eine
lange Tradition, Immobilien-
und Konsumkredite auf unreali-
sierte Gewinne mit leichter Hand
zu geben. Im Juli 2007, als
es schon zu spät war, habe der
BayernLB-Vorstand den Verwal-
tungsrat jedoch ,.für meine Be-
griffe erstaunlich ausführlich in-
formiert“. Diese Aussage passte
zu einer Interview-Erklärung des
damaligen Finanzministers Prof.
Kurt Faltlhauser, er habe die Fi-
nanzexperten aller drei Land-
tagsfraktionen über drohende
Verluste vertraulich unterrichtet.

Wahlkampfmanöver

Noch bevor sie selber als Zeu-
gen bzw. Beschuldigte im Unter-
suchungsausschuss zu Wort
kommen, haben Beckstein und
Huber die Vorwürfe der Nicht-
bzw. Falschinformation erneut
zurückgewiesen. Der Minister-
präsident sprach von „reinem
Wahlkampfmanöver“. Die Op-
position sei frühzeitig über die

drohende Schieflage der Bayern-
LB informiert worden. Der am-
tierende Finanzminister blieb da-
bei, er habe im Januar als erster
öffentlich gewarnt, wenn auch
auf Wunsch des Bankvorstands
keine Zahlen genannt. Frau Lin-
ner hatte im Untersuchungsaus-
schuss auch gesagt, der Verwal-
tungsrat hätte Hunderte von Sei-
ten Papier prüfen müssen, um
selbst zu schlüssigen Zahlen zu
kommen. Ausschussvorsitzender
Peter Welnhofer (CSU) meinte,
man könne heute noch nicht sa-
gen, wie sich die Wertberichti-
gungen bei der BayernLB weiter
entwickeln.

Bessere Kontrollen

SPD-Fraktionsvorsitzender
Franz Maget hat sich in den
Pfingstferien auf einer Reise in
die USA vor Ort auch mit der
BayernLB-Affäre beschäftigt und
mit dem eigens nach New York
geflogenen BayernLB-Vorstands-
mitglied Theo Harnischmacher
gesprochen. Die Zahl der „fau-
len“ Immobilienkredite werde
wohl weiter ansteigen, berichte-
te Maget der Presse. Er verlangte
bessere Kontrollmöglichkeiten
für die Landtagsopposition. Da-
für solle die Staatsregierung
Plätze im BayernLB-Verwal-
tungsrat freimachen.

Die mit Maget nach Amerika
gereiste stellvertretende Untersu-
chungsausschussvorsitzende
Adelheid Rupp zog das Fazit,
der Verwaltungsrat habe versagt.
Vom Bankvorstand forderte sie
die komplette Vorlage aller ein-
schlägigen Papiere. Der neue
Landtag muss, so Maget, das
Landesbankgesetz im Sinne der
öffentlichen Aufgabe neu fassen.
Die Fusionsfrage sei derzeit
noch obsolet. Auf jeden Fall
müssten sich kleine Sparkassen
zusammenschließen. rm

Brandbrief an Steinbrück

Inzwischen stellte u. a. CSU-
Fraktionsvorsitzender Georg
Schmid einen Stimmungswan-
del bei der CDU sowie Kontro-
versen bei SPD und Grünen fest.
Die stellvertretende SPD-Frakti-
onsvorsitzende Susann Bie-
defeld hat mit ausdrücklicher Un-
terstützung von Franz Maget
den Bundesfinanzminister Peer
Steinbrück (SPD) in einem
„Brandbrief“ aufgefordert, die
Pendlerpauschale wieder ab dem
1. Kilometer einzuführen. Alle
Parteien erwarten ein entspre-
chendes Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts und dessen
Realisierung nächstes Jahr. rm

AAbb iinn ddiiee SSoonnnnee!!
Buchen Sie Last-Minute-Schnäppchen

direkt im Internet unter

www.1a-preisvergleichreisen.de
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tragen sollen, gebe Antwort auf
die drängenden Fragen, die den
Menschen - besonders den Fa-
milien - auf den Nägeln brennen.
fasste der Finanzminister zusam-
men. Die Politik müsse eine
konkrete Perspektive bieten.

Untere und mittlere
Einkommen entlasten

Vorgesehen ist u.a. die Sen-
kung des Eingangssteuersatzes
von 15 % auf 12 %, was vor al-
lem die unteren und mittleren
Einkommen entlasten soll.
Für Erwachsene und Kinder ist
ein einheitlicher Freibetrag von
8.000 Euro pro Kopf eingeplant.
Der Spitzensteuersatz soll bei
42 % bleiben, jedoch erst ab
60.000 Euro Jahreseinkommen

Mrd. Euro bis 2012 möglich,
ohne das Ziel des ausgegliche-
nen Bundeshaushalts zu gefähr-
den und die Kommunen zu
überfordern. Auch bei ihnen
sprudelten die Steuerquellen
sehr gut.

Rücktrittsforderungen

Eike Hallitzky, Steuerexperte
der Grünen, befürchtete, dass
allein Bayerns Haushalt da-
durch mit 3 Mrd. Euro zusätz-
lich belastet würde und sprach
von „Wählerbetrug.“ Werner
Schieder, Finanzsprecher der
SPD, unterstellte Huber „Schein-
heiligkeit“, nachdem die CSU
vor drei Jahren in Berlin der
Steuerentlastung der Reichen
und der Kürzung der Pendler-

Viele Fragen ...
(Fortsetzung von Seite 1)
3. Warum kommen nicht alle
förderfähigen Fahrzeuge und
Geräte in den Genuss höherer
Förderung?
4. Welchen Sinn ergibt die zah-
lenmäßige Beschränkung be-
stimmter Fahrzeugtypen je
Landkreis?
5. Warum werden die Stellplätze
in Feuerwehrgerätehäusern nicht
höher gefördert als bisher?
6. Warum soll die so genannte
„kleine Förderpauschale“ zur
Beschaffung von Ausrüstungs-
gegenständen (z.B. für Funk-
geräte, Schläuche) nicht wieder
eingeführt werden?

Der Freistaat Bayern überar-
beitet derzeit seine „Richtlinien
für Zuwendungen zur Förderung
des kommunalen Feuerwehrwe-
sens“. Er hat die kommunalen
Spitzenverbände und den Lan-
desfeuerwehrverband um Stel-
lungnahme zu einem Entwurf
der neuen Richtlinien aufgefor-
dert. Bayerns Gemeinden, Märk-
te und Städte sind mit dem vor-
gelegten Papier nicht zufrieden
und fordern mehr Transparenz
bei der Kalkulation der vorge-
schlagenen Förderbeträge sowie
Nachbesserungen bei einzelnen
Fördermaßnahmen. „Es geht um
Geld, das den Kommunen zu-
steht. Da erwarten wir mehr In-
formation darüber, wie es ver-
wendet werden soll. Die bisheri-
gen Vorschläge müssen auf je-
den Fall nochmals durchdacht
werden“ sagte Brandl.

Deutscher Städtetag:

Befragung zur Breitbandversorgung
Anlässlich des Starts einer

umfassenden Befragungsaktion
zur Breitbandversorgung hat
Staatssekretär Dr. Bernd Pfaffen-
bach die Kommunen um aktive
Unterstützung gebeten.

Durch dieAbfrage sollen politi-
schen Entscheidungsträgern und
Telekommunikationsunterneh-
men aussagekräftigere und über
die im Breitbandatlas des Bundes-
wirtschaftsministeriums enthalte-
nen Daten hinausgehende Infos
zur Verfügung gestellt werden.

Die Aktion wird vom Deut-
schen Städtetag, vom Bundesmi-

nisterium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucher-
schutz und einschlägigen Wirt-
schaftsverbänden unterstützt.

Mit der bundesweiten Abfrage
aller Kommunen sollen alle für
die flächendeckende Breitband-
versorgung relevanten Informa-
tionen erhoben werden (ortsbe-
zogene Basisdaten, infrastruktur-
relevante Informationen etc.).
Diese Daten werden über das
Bundeswirtschaftsministerium
(www.zukunft-breitband.de)
veröffentlicht.

Innerhalb kurzer Zeit können
so für jede Gemeinde die jeweils
geeigneten Technologien und der
Wirtschaftlichkeitsgrad der Er-
schließung identifiziert werden.
Hierdurch werden Marktzutritts-
kosten reduziert und Anreize für
interessierte Unternehmen ge-
schaffen, sich zielgerichtet und
unmittelbar an un- oder teilver-
sorgte Städte und Gemeinden zu
wenden und Lösungen zur Breit-
bandversorgung anzubieten.

Die Abfrage startet in Rhein-
land-Pfalz und wird auf die übri-
gen Bundesländer ausgeweitet.
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Sudetendeutscher Tag in Nürnberg:

Treue zu den Wurzeln
Beckstein: „Benesch-Dekrete großer Stachel im Wertegefüge Europas“ - Tschechische
Politik sollte Verständigungssignale der deutschen Vertriebenen positiv beantworten

Nürnberg (jdt). Der Bayerische Ministerpräsident Dr. Günther
Beckstein forderte die tschechische Politik beim 59. Sudeten-
deutschen Tag in Nürnberg auf, den vielfach dokumentierten
Verständigungswillen der deutschen Vertriebenen ohne Vorbe-
halte positiv zu beantworten. Als neuer Schirmherr der Sude-
tendeutschen Volksgruppe betonte er in der vollbesetzten Fran-
kenhalle als ein großes Hauptanliegen die Notwendigkeit der
Abschaffung der Benesch-Dekrete.

Dieses Straffreistellungsgesetz
von 1946, mit dem die Vertrei-
bung und Entrechtung von 3,5
Millionen Sudetendeutschen und
Hunderttausenden Ungarn ge-
rechtfertigt wurde, nannte Dr.
Beckstein unter starkem Beifall
der Teilnehmer der Hauptkund-
gebung einen Skandal:

Partnerschaft

Der Tag stand unter dem Leit-
wort „Für Heimat und Men-
schenrecht“. In diesem Bekennt-
nis waren zahlreiche bayerische
Politiker vereint. CSU-Vorsit-
zender Erwin Huber hob in sei-
nem Grußwort die verlässliche
Partnerschaft seiner Partei mit
den Sudetendeutschen hervor.
Sozialministerin Christa Ste-
wens stellte bei der Verleihung
der sieben Kulturpreise heraus,
dass der Wunsch der Volksgrup-
pe, Brücken in das Nachbarland
zu schlagen, ungebrochen sei.

Mit Nachdruck wandte sich
Dr. Beckstein als Hauptredner
der großen Kundgebung gegen
jegliche Anwendung von Kol-
lektivbestrafung: „Für mich, der
dem Rechtsstaat zutiefst ver-
pflichtet ist, kann die Vergewalti-

Vertreibung geschrieben werden
muss), und Bischöfe in Böhmen
und Mähren. Viele Brücken der
Verständigung seien im Bau, ge-
gen den Widerstand von zum
Teil immer noch uneinsichtigen
Verteidigern des Unrechtes.

Beckstein forderte dazu auf,

Gottesdienst des Sudetendeut-
schen Priesterwerkes, mit dem
Vertriebenenbischof Gerhard
Pieschl (Limburg), Visitator Pa-
ter Norbert Schlegel und weite-
ren Heimatpriestern. In seiner
Predigt verwies der aus Ostsude-
tenland stammende Weihbischof
darauf, dass sein rotes Messge-
wand ein „sprechendes Zeugnis
der Versöhnung“ sei ,von tsche-
chischen Ordensfrauen gefertigt
Besondere Beachtung fand die
Verleihung des „Karls-Preises“
an den tschechischen Journali-
sten Petr Uhl.

Liebe Leserinnen
und Leser,

im Landkreis Donau-Ries
stehen Familien hoch im
Kurs. Unser Ziel ist es, durch
aktive Familienförderung po-
sitive Lebensbedingungen für
Familien zu schaffen. Der
Landkreis Donau-Ries hat
sich deshalb bereits vor eini-
gen Jahren auf den Weg zur
familienfreundlichen Region
gemacht. Viele kleine Schritte
sind bereits erfolgt, wie z. B.
der Ausbau der Kindertages-
betreuung, die Zertifizierung des Landkreises
im Rahmen des Audit Beruf und Familie, die
Bestellung eines Familienbeauftragten und das
Online-Angebot „Familienportal“. Mit dem
Familienportal - eine kostenlose Online-Ver-

mittlung von Tagesmüttern, Babysittern und
Leihomas/-opas - können Familien oder aber
auch allein stehende Elternteile, die eine Kin-
derbetreuung benötigen, per Internet nach ge-
eigneten Betreuungspersonen suchen.

Der Landkreis Donau-Ries will aber noch
mehr tun und hat dazu bereits den nächsten
Schritt getan: Am 8. Mai dieses Jahres gründe-
ten Akteure aus allen gesellschaftlichen Grup-
pen ein Bündnis für Familie. Ziel des Bündnis-
ses ist es, neben der Gründung des Netzwerkes
neue Ideen und Ansätze für familienfreundliche
Strukturen im Landkreis zu entwickeln. Fami-
lien und Kinder sind das Fundament und die
Zukunft unseres Landkreises. Deswegen wollen
wir mit einem Bündnis für Familie mit vielen
starken Partnern dafür sorgen, dass wir die Be-
dingungen für Familien im Lebens- und Arbeits-

alltag spürbar verbessern. Wir
möchten unseren Landkreis für
diese Zielgruppen attraktiv ge-
stalten, Familien zum Bleiben
überzeugen und auch junge
Paare mit Kindern motivieren,
in unsere Region zu ziehen.

Während der Veranstaltung
überraschte ich die geladenen
Gäste mit meinem Entschluss,
im Frühjahr 2009 für zwei
Monate in Erziehungsurlaub
zu gehen. Ich bin der Auffas-
sung, dass man als Landkreis-
chef eine gewisse Vorbildfunk-
tion hat und mit gutem Bei-

spiel vorangehen sollte. Ein weiterer, nicht
unerheblicher Grund für diese Entscheidung ist
meine Tochter Maike, die im März 2008 zur
Welt kam. Ich sehe mich als Familienmensch;
zusammen mit meiner Frau Christine habe ich
fünf Kinder. In einem Sieben-Personen-Haus-
halt gibt es jede Menge zu tun. Daher möchte
ich meiner Frau etwas unter die Arme greifen
und sie bei der Kindererziehung unterstützen.
Wir wollen ein familienfreundlicher Landkreis
sein - darüber sollte man nicht nur reden, das
muss man auch tun. Meiner Meinung nach soll-
ten auch die Väter von der Möglichkeit Ge-
brauch machen, in Elternzeit zu gehen und sich
der Kindererziehung zu widmen. Kindern fehlt
oftmals die Vaterfigur, weil der Papa viel arbei-
tet und somit weniger Zeit hat als die Mutter.
Die Elternzeit ermöglicht es den Vätern, eine
innige Beziehung zum Nachwuchs aufzubauen
und mehr zu sein als nur der Feierabend-Papa.
Der Gesetzgeber hat hierfür die Grundlagen
geschaffen. Jetzt gilt es, dass sich auch die Vä-
ter für die Elternzeit aussprechen und die hier-
für notwendige Unterstützung vom Arbeitgeber
erhalten. In meinem Fall müssen die Personal-
verwaltung des Landratsamtes und mein Stell-
vertreter der beantragten Elternzeit zustimmen.
Doch das ist kein Problem: Ich habe nicht nur
beide Zustimmungen sondern auch das O.K.
meiner Frau. Ihr Stefan Rößle

KolumneGZ Stefan Rößle

Familienfreundlichkeit
muss aktiv gelebt werden

Marga Beckstein gemeinsam mit ihrem Mann, Ministerpräsi-
dent Dr. Günther Beckstein. Bild: -jdt-

gung von Frauen, das Aufhängen
an Laternenpfählen in Prag, der
Todesmarsch von Brünn, die
Zwangsarbeit, die Enteignung
und Vertreibung niemals Recht
sein... Die Benesch-Dekrete sind
ein massiver Verstoß gegen Eu-
ropa-, Völker- und Menschen-
recht“.

Attraktives Landesmuseum

Trotz unterschiedlicher Auf-
fassungen, sagte der Schirmherr,
komme es darauf an, offen mit-
einander umzugehen und dialog-
bereit zu sein. Das Schicksal der
Heimatvertriebenen dürfe dabei
nicht vergessen werden. Bedeut-
sam sei unter diesem Gesichts-
punkt das früher von „Rot-Grün“
immer bekämpfte Zentrum ge-
gen Vertreibungen in Berlin. Der
Ministerpräsident versprach, dass
das vom Freistaat protegierte
zentrale „Sudetendeutsche Lan-
desmuseum“ in München eine
leistungsstarke Einrichtung sein
werde, die dem Vierten Stamm
zur Ehre gereiche.

Mit Genugtuung registrierte
Dr. Beckstein einen bis in die po-
litische Führungsspitze des
Nachbarlandes reichenden „Auf-
bruch der tschechischen Gesell-
schaft“. Positive Signale setzten
Außenminister Schwarzenberg,
der junge tschechische Kultur-
minister Liska (der u. a. davon
sprach, dass in den tschechi-
schen Schulbüchern über die

die unverständliche Scheu abzu-
legen, deutsche Namen für Städ-
te, Landschaften und Flüsse im
östlichen Mitteleuropa zu ver-
wenden. Er schloss seine Rede
mit dem Bekenntnis zu Heimat-
und Menschenrecht.

Menschenverachtende
Kollektivschuldthese

Sowohl Europaabgeordneter
Bernd Posselt, neuer Sprecher
der Sudetendeutschen, als auch
der Bundesvorsitzende der SL,
Franz Pany, ließen keinen Zwei-
fel daran, das sie treu zu den
Wurzeln des heimatlichen Erbes
stehen. Posselt wandte sich ge-
gen Versuche, die Sudetendeut-
schen und die Deutschen als
„Sündenböcke auf Ewigkeit“ ab-
zustempeln. Ein Selbstbestim-
mungsrecht l. und 2. Klasse sei
undenkbar. Pany attackierte die
„menschenverachtende Kollek-
tivschuldthese“.

Spurensuche

Geprägt war der Sudetendeut-
sche Tag von zahlreichen Son-
dertreffen und Veranstaltungen
sowie Arbeitskreisen, Kinder-
und Jugendtreffen, einem großen
Volkstumsabend, „Spurensu-
chen“ ,dem „Böhmischen Dorf-
fest“, Frauenforum , Heimatpfle-
ge-Organisationen, Dokumenta-
tionen und Gottesdiensten.

Ein Höhepunkt war der große

75. Jahrestag der Bücherverbrennung:

Feuerzeugen
Ichenhausen (zg). Anlässlich des 75. Jahrestages der Bücherver-
brennung am 10. Mai 1933 fand in der Synagoge Ichenhausen
eine Gedenkfeier mit dem Titel „Feuer(zeug)en“ statt. Die Le-
sung aus den Werken verschiedener Autoren wie auch die be-
gleitende Ausstellung zur „Kultur und Kulturpolitik im Dritten
Reich“ wurden von Schülerinnen und Schülern des St. Thomas-
Gymnasiums Wettenhausen gestaltet.

Neben der Statue eines nieder-
geworfenen Menschen, die der
Kunstlehrer Theo Krötzinger mit
Schülern aus Büchern gestaltete,
wies Bezirkstagspräsident a. D.
Dr. Georg Simnacher in seiner
Ansprache auf die einschneidende
Bedeutung der Ereignisse von
1933 hin. Die „Aktion wider den
undeutschen Geist“ kurz nach der
Machtergreifung der Nationalso-
zialisten stellte die organisierte
und systematisch vorbereitete
Hetze und Verfolgung jüdischer,
marxistischer und pazifistischer
Literatur dar, die vor allem von
Teilen der Studentenschaft initiiert
und durchgeführt wurde.

Tiefe Wunde

Deshalb zeigte sich Simnacher
besonders erfreut darüber, dass
dieser Abend von jungen Men-
schen gestaltet wurde. Den Titel
der Gedenkfeier aufnehmend zi-
tierte anschließend Studiendirek-
tor Albert Reile aus dem Vorwort
„Durchsicht meiner Bücher“ ei-
nen der bekanntesten der ver-
brannten Autoren, Erich Kästner,
der seinerzeit selbst bei der zen-
tralen Veranstaltung am Berliner
Opernplatz anwesend war, und
zusehen musste, wie seine eige-
nen Bücher dem Feuer überge-
ben wurden. Der Schriftsteller
wurde dabei auch noch erkannt,
womit er als ein echter „Feuer-
zeuge“ anzusehen ist.

Musikalisch umrahmt von ei-
nem Schülerensemble unter der
Leitung von Inge Klingler und
Stefan Jacobs versuchten die
Schülerinnen und Schüler des
Leistungskurses Deutsch die tie-
fe Wunde, die durch die Natio-
nalsozialisten der deutschen Kul-

tur beigefügt wurde, zu verdeut-
lichen. Auf literarische Größen
wie die Brüder Mann, Bert
Brecht oder Oskar Maria Graf
verzichtend sollten daher auch
Autoren zu Wort kommen, die
nach der Befreiung im Jahre
1945 nur mehr schwer Fuß fas-
sen konnten oder gar weitgehend
unbekannt blieben. Begleitet von
einer kurzen biographischen
Einführung und mit ausgewähl-
ten Bildern unterlegt wurden
Texte von Erich Maria Remar-
que, Ernst Toller, Franz Jung,
Irmgard Keun, Albert Ehrenstein
und Walter Mehring gelesen.

Anpassung, Exil
oder Scheitern

Zunächst standen klar poli-
tisch motivierte Texte im Mittel-
punkt. Während in Remarques
Antikriegsroman „Im Westen
nichts Neues“ ein historischer
Bezugspunkt für das Selbstver-
ständnis der Nationalsozialisten
aufgegriffen wurde, zeigten die
Auszüge aus Tollers Stück
„Hoppla, wir leben noch“ und
Jungs Roman „Rote Fahne“ die
Kritik politischer und gesell-
schaftlicher Zustände und Me-
chanismen. Einmal in der zwei-
felhaften Figur des Walter Kil-
man, der vom inhaftierten und
zum Tode verurteilten Revolu-
tionär zum Minister der Weima-
rer Republik avanciert und acht
Jahre später seinem ehemaligen
Mitkämpfer und Zellengenossen
gegenübersteht, bis zur kriti-
schen Betrachtung der Rolle der
Reichswehr in den Krisenjahren
der ersten deutschen Republik.
Der zweite Block wurde mit ei-
nem Auszug aus Irmgard Keuns

„Nach Mitternacht“ eröffnet. Die
Autorin, die selber eine bewegte
und bewegende Biographie auf-
zuweisen hat, zeigt in den Figu-
ren des Schriftstellers Algin und
des Journalisten Heinrich das
Dilemma und die Alternativen
der Schriftsteller in der Zeit des
Nationalsozialismus auf: Anpas-
sung, Exil oder Scheitern.

Individuelle Verantwortung

Untermalt von Zeichnungen
des mit dem Autor befreundeten
Oskar Kokoschka lasen die
Schüler aus dem expressionisti-
schen Roman „Tubutsch“ von
Albert Ehrenstein, dessen Haupt-
figur sich durch den Tod zweier
Fliegen in einem Tintenfass und
die Beobachtung zweier kämp-
fender Hähne auf dem Misthau-
fen grundsätzliche Gedanken
über die Rolle des Individuums
und dessen Verantwortung
macht. Als letzter Autor folgte
Walter Mehring, der in den
1920er Jahren vor allem als Ka-
barettist bekannt war. Neben ei-
nem dadaistischen Text wurde
ein Auszug aus der Revue „Eu-
ropäische Nächte“ und das Lied
„Arier-Zoo“ gelesen. Hier heißt
es, die braune Barbarei des 10.
Mai 1933 auf den Punkt brin-
gend: „Dulde nicht, daß uns belä-
st’gen / Amsel, Drossel, Fink und
Star / Und verjag die Denkerbes-

tien/Von dem Belt bis an die Saar!“

Jagd auf „Denkerbestien“

Die Jagd auf die „Denkerbesti-
en“ war nur ein erstes Phänomen
der nationalsozialistischen Dik-
tatur, das bereits unmittelbar
nach der Machtergreifung ein-
setzte und mit dem Exil zahlrei-
cher Schriftsteller und Wissen-
schaftler endete.

Die vierwöchige Säuberungs-
aktion vom 12. April bis zum 10.
Mai 1933 war ein Fanal dafür,
dass Freiheit der Gedanken,
Grundlage jedes kulturellen und
wissenschaftlichen Schaffens,
nicht mehr gestattet wurde. Die
Bücher-Feuer in den Univer-
sitätsstädten bildeten einen ers-
ten Höhepunkt in der Nazi-Dik-
tatur. Aber es war nicht nur das
Provinzielle, Bierselige, Klein-
geistige und Mittelmäßige, das
sich nun Bahn brechen musste.
Der Verbrennung von bedeuten-
denden Büchern folgten Indok-
trination und Verblendung, Ro-
heit und Gewalt, millionenfacher
Mord und Totschlag; ein Feuer,
das den ganzen Erdball überzog.
Das war es, woran die jungen
Menschen gemeinsam mit ihren
Lehrern und den Initiatoren der
Gedenkveranstaltung erinnern
wollten. Mit einem Gitarrensolo
von Lina Schubert endete die
Gedenkfeier.

Der langjährige Präsident des Verbands der bayerischen Bezirke,
Altbezirkstagspräsident und Altlandrat Dr. Georg Simnacher,
war der Initiator der Veranstaltung in der Synagoge von Ichen-
hausen zum 75-jährigen Gedenken an die schreckliche Bücher-
verbrennung durch die Nationalsozialisten am 10. Mai 1933.
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Bürgermeister in den 70er Jahren
um eine neue Perspektive für die
vom Verfall bedrohte ehemalige
Benediktinerabtei bemüht. Dabei
hatte er sich vehement für die
Schaffung eines Bildungszen-
trums für die Hanns-Seidel-Stif-
tung eingesetzt. Leutner, der Klo-
ster Banz als „Leuchtturm im
Gottesgarten“ titulierte, danke
den Verantwortlichen der Hanns-
Seidel-Stiftung für das jahrzehn-
telange Engagement vor Ort, „da
damit ein Traum für die Stadt in
Erfüllung gegangen ist“. Zählte
Bad Staffelstein 1972 ca. 30.000
Übernachtungen, so verbuche die
mittlerweile zum Heilbad erhobe-
ne Kommune heute ca. 700.000
Übernachtungen und liege somit
in Nordbayern an zweiter Stelle
nach Bad Kissingen.

Denkfabrik

Die gesamte Entwicklung sei
„durch den Fall des Eisernen
Vorhangs, dieser menschenver-
achtenden Grenze zwischen den
beiden Teilen Deutschlands“ be-
günstigt worden, fügte Leutner
hinzu. Er empfahl Kloster Banz
als „eine großartige Adresse“,
dessen weiteres Wachstum zum
Wohle der Region ähnlich er-
folgreich verlaufen möge wie in
den vergangenen 25 Jahren.

In seiner Festrede würdigte
CSU-Vorsitzender Huber das
Engagement der Stiftung für
Freiheit und Demokratie. Huber:
„Die Kraft zur Zukunft kann
nicht allein die Politik schaffen.

Die Kraft zur Zukunft muss aus
der Gesellschaft kommen. Die
Hanns-Seidel-Stiftung leistet da-
zu mit ihren umfangreichen An-
geboten einen großen Beitrag.
Auch künftig wird ihre Arbeit
dringend gebraucht.“

Der CSU-Chef lobte die
Hanns-Seidel-Stiftung als Denk-
fabrik und Ort des Meinungsaus-
tausches: „25 Jahre Hanns-Sei-
del-Stiftung in Kloster Banz sind
25 Jahre Erfolgsgeschichte.“ Er
bezeichnete Kloster Banz als
wertvollen Tagungsort, an dem
man fern der Alltagshektik im
politischen Tagesgeschäft über
wichtige Grundsatzfragen disku-
tieren könne. Huber: „In den ho-
hen Mauern des alten Klosters
spüre ich bei jedem Besuch aufs
Neue den besonderen Geist von
Banz. Und dieser Geist meint es
auch immer gut mit unseren po-
litischen Beratungen, deshalb
haben die Banzer Beschlüsse ei-
ne besonders hohe Durch-
schlagskraft. CSU und Kloster
Banz – das sind zwei schlagkräf-
tige Partner mit klaren Werten,
einem festen Fundament und ei-
nem unglaublichen Weitblick!“

PS: Zum Jubiläum ist die Bro-
schüre „25 Jahre Bildungszen-
trum Kloster Banz“ erschie-
nen. Sie bilanziert ein Viertel-
jahrhundert politischer Bil-
dungsarbeit in einer kulturhisto-
risch wertvollen Klosteranlage,
die bereits im Jahr 1070 gegrün-
det wurde. Interessierte können
die bebilderte Jubiläumsschrift
kostenlos anfordern: banz@
hss.de oder Tel. 09573/3370. DK

(Fortsetzung von Seite 1)
ment ermöglichte der Freundes-
kreis den Erwerb von Samm-
lungsobjekten sowie von For-
schungsarbeiten und Publikatio-
nen, initiierte aber auch mu-
seumspädagogische Aktivitäten
und wissenschaftliche Volonta-
riate. Kostenlose Sonderführun-
gen gaben einen Überblick über
das Museumsgelände und bezo-
gen dabei die Aktivitäten des
Förderkreises mit ein. Kinder
konnten in einer offenen Werk-
statt aktiv werden oder bei
Handwerksvorführungen zu-
schauen: Der Lederhosenflicker
arbeitete den ganzen Tag, auch
hatte die Schreinerei einige Stun-
den geöffnet.

Alte Handwerkstechniken

Alte Handwerkstechniken und
Traktoren standen im ober-
bayerischen Amerang im Mittel-
punkt. Bei einem Spaziergang
durch das Museumsgelände
konnte man die alte Handwerks-
kunst des Seilers, Sattlers und
Webers kennen lernen. Die jün-
geren Besucher testeten in der
Schreiner- oder Stoffdruck-
Werkstatt ihr handwerkliches
Geschick. Der Bulldog-Verein
Amerang präsentierte historische
Bulldogs und Traktoren sowie
alte Standmotoren. Im Museum
war die Sonderausstellung „Aus
die Maus! Mäuse, Menschen
und Mausefallen“ zu sehen, die
erstmals die Geschichte der
„Mäusejagd“ beleuchtet. Zu be-
wundern waren über 100 Mause-
fallen sowie zahlreiche Grafiken,
Bilder und Comics.

Informationen für Kinder

Das Jura-Museum in Eichstätt
wartete mit einer geologischen
Weinprobe und die Prähistori-
sche Siedlung Pestenacker/
Landkreis Landsberg am Lech
mit einer Steinzeitnacht auf. In
Kulmbach ließ das Deutsche
Zinnfigurenmuseum Besucher
Figuren gießen. Historische Fahr-
räder in Aktion zeigte das Maler-
winkelhaus Marktbreit im Land-
kreis Kitzingen. Eine Experi-
mentierwerkstatt Fotografie wur-
de im Stadtmuseum Deggendorf

Juwel und Markenzeichen ...

itm). Assistenten halfen, die Er-
läuterungen der Experten in ein
taktiles Handalphabet zu über-
tragen. Auf diesem Wege, dem
sog. Lormen, konnte Sprache
vermittelt werden. Zudem war es
möglich, Hintergrundinforma-
tionen über antike Kunst weiter-
zugeben.

Kristallisationspunkte

Anlässlich des Internationalen
Museumstags bezeichnete
Kunstminister Dr. Thomas Gop-
pel die Museen des Freistaats als
„Kristallisationspunkte der Kul-
tur“. Goppel betonte, dass Mu-
seen „ein breites Forum unserer
Geschichte und Identität sind“.
Sie bewahrten Traditionen und
zeigten gleichzeitig Zusammen-
hänge und Entwicklungen auf.
Zudem seien Museen ein Forum,
um die eigene kulturelle Identität
spürbar zu machen: „Sie stellen

die Menschen einer Stadt und
Region in den Mittelpunkt. Und
sie greifen regionale Besonder-
heiten auf. Kurzum: Unsere Mu-
seen spiegeln den ganzen Reich-
tum des heutigen Bayerns wider,
seine unterschiedlichen Lebens-
weisen und regionalen Eigenar-
ten“, so der Minister.

Super Besucherzahlen

Bayerns Museen liegen im
Bundesvergleich bei den Besu-
cherzahlen mit Abstand an der
Spitze. Bayern hatte 2006 mit ge-
meldeten 18.476.766 Besuchern
einen deutlichen Vorsprung ge-
genüber dem zweitstärksten Be-
sucherland Nordrhein-Westfalen
mit 15.492.148 Besuchern. Da
statistisch nicht alle Besucher er-
fasst werden, ist von jährlich rund
20 Millionen Museumsbesuchern
in Bayern auszugehen. Goppel:
„Damit gibt es in Bayern mehr
Museumsbesucher als Zuschauer
in den Stadien der Fußball-Bun-
desliga.“ DK

angeboten, während im Iserge-
birgs-Museum Neugablonz in
Schwaben die Gestaltung von
Schneekugeln im Fokus der Auf-
merksamkeit stand. Im schwäbi-
schen Volkskundemuseum Ober-
schönenfeld zeichnete ein Kari-
katurist die Besucher und das Ar-
chäologische Museum Gablingen
bot „Töpfern mit Kindern“.

Führungen

Mit einer ganzen Reihe von
Sonderaktionen und -veranstal-
tungen luden auch zahlreiche
Bayreuther Museen zum Besuch
in ihre Häuser ein. Maisels
Brauerei- und Büttnereimuseum
beispielsweise veranstaltete eine
Führung durch die Biergeschich-
te. Highlights der Tour waren ne-
ben der komplett erhaltenen hi-
storischen Brauerei zwei Räume
mit 400 Emailschildern ver-
schiedener Brauereien und Bier-
marken. In zwei großen Vitri-
nengewölben wurden außerdem
über 5.500 Biergläser und Krüge
sowie eine Bierdeckelsammlung
kunstvoll in Szene gesetzt. Im
Deutschen Museum in München
wiederum konnten Besucher bei
mehreren kostenlosen Führun-
gen eine Reise durch die Che-
mie, die Fotografie und die Luft-
fahrt im Wandel der Jahrhunder-
te machen.

Abgüsse der Klassiker

Dem hübschen Apollo mal
eben über den Lockenkopf strei-
chen, die zarten Füße der Aphro-
dite befühlen - welcher Besucher
des Museums für Abgüsse Klas-
sischer Bildwerke in München
täte das manchmal nicht gern?
Taubblinden und hörsehbehin-
derten Menschen wurde es im
Rahmen des Museumstags er-
möglicht, die Gipsabgüsse der
Damen und Herren der griechi-
schen und römischen Antike
durch Abtasten und Berühren zu
erfahren und zu begreifen. Ange-
boten wurde eine Führung für
Menschen, deren beide Fernsin-
ne Sehen und Hören stark beein-
trächtigt sind oder ganz fehlen.
An der Führung beteiligte sich
auch das Projekt Integration
Taubblinder Menschen (projekt-

Museen und gesellschaftlicher Wandel ...

Aufruf zahlreicher deutscher und bayerischer Landräte:

Arbeitsmarktpolitik aus einem Guss
Plädoyer für die eigenverantwortliche Wahrnehmung der SGB II-Aufgaben vor Ort

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Verfas-
sungswidrigkeit der Arbeitsgemeinschaften (ARGEn) aus Ar-
beitsagenturen und Landkreisen/kreisfreien Städten vom De-
zember 2007 haben sich Landräte der in ARGEn bundesweit en-
gagierten Landkreise dafür ausgesprochen, den Landkreisen
und kreisfreien Städten die Möglichkeit zu geben, Hartz IV in
eigener und alleiniger Verantwortung ohne die Bundesagentur
für Arbeit wahrzunehmen.

Im vergangenen Monat hatten
sich bundesweit bereits 166 Land-
räte dafür ausgesprochen, im
neuesten Aufruf zwei Dutzend,
darunter die bayerischen Landrä-
te Herbert Eckstein (Landkreis
Roth), Johann Fleschhut (Ostall-
gäu), Eberhard Irlinger (Erlan-
gen-Höchstadt), Harald Leithe-
rer (Schweinfurt), Albert Löhner
(Neumarkt/Opf.), Simon Witt-
mann (Neustadt a. d. Waldnaab)
und Theo Zellner (Cham).

Strukturelle Probleme

Die Zusammenarbeit in den
ARGEn ist trotz aller Anstren-
gungen der handelnden Akteure
vor Ort von strukturellen Proble-
men begleitet, die in der Organi-
sationsform begründet liegen,
betonen die Landkreischefs.
Durch das Konzept des Bundes-
arbeitsministers für ein „Koope-
ratives Jobcenter“ würden diese
Probleme nicht nur nicht besei-
tigt, sondern „bestehende Pro-
bleme verfestigt und neue hinzu-
gefügt“. Stattdessen sollte eine
kommunale Gesamtträgerschaft
realisiert werden, jedenfalls aber
die Option entfristet und für alle
interessierten Kommunen geöff-
net werden. Die unterzeichnen-

den Landräte plädieren für eine
Ausweitung der Option und so-
mit die eigenverantwortliche
Wahrnehmung der SGB II-Auf-
gaben auf Antrag vor Ort, weil
ihrer Meinung nach

1. die vielfachen sozialen
Kompetenzen der Landkreise/
kreisfreien Städte, die von ent-
scheidender Bedeutung für die
Integration von Langzeitarbeits-
losen in Arbeit sind, mit der Ar-
beitsvermittlung und der Alimen-
tierung gebündelt sowie aus ei-
nem Guss und aufeinander abge-
stimmt erbracht werden können;

2. es auf diese Weise möglich
ist, die vielschichtigen sozialpoli-
tischen Problemlagen langzeitar-
beitsloser Menschen aufgrund
der sozialen Kompetenz der
Kommunen verstärkt anzugehen.
Mit ca. 7 Mio. Hilfeempfängern
handelt es sich bei Hartz IV um
das sozialpolitische Instrument
für erwerbsfähige Menschen im
Alter zwischen 15 und 67 Jahren
und deren Angehörige, das best-
möglich genutzt werden muss;

3. eine kommunale Träger-
schaft eine ganzheitliche Hilfe-
stellung sicherstellt, die von ei-
nem Träger erbracht wird;

4. davon die Langzeitarbeits-
losen profitieren, die fortan nur

mit einer zuständigen Stelle zu
tun haben;

5. die politische Verantwor-
tung für die Ausführungen von
Hartz IV für den Bürger klar er-
kennbar ist, da die Zuständigkei-
ten nachvollziehbar und ver-
ständlich sind;

6. sich die kommunale Ge-
samtträgerschaft in den bisher 69
Optionskommunen bewährt hat.
Dies belegt auch die wissen-
schaftliche Begleituntersuchung
des Bundes, nach deren Zwi-
schenergebnissen die Options-
kommunen insbesondere in
punkto Kundenzufriedenheit
und Qualität der vermittelten Ar-
beitsplätze besser abschneiden;

7. das Konzept des „Koopera-
tiven Jobcenters“ kein einziges
Problem löst, sondern neue
schafft. Es beschreibt nichts an-
deres als eine getrennte Aufga-
benwahrnehmung von Arbeitsa-
genturen und Landkreisen/kreis-
freien Städten und macht die
Leistungserbringung aus einer
Hand zum unerreichbaren Ziel.
Kommunale Gestaltungsspiel-
räume bestehen kaum, Doppel-
strukturen werden verfestigt,
Verwaltungsabläufe verkompli-
zieren sich und der Bürger erhält
fortan für eine Leistung zwei Be-
scheide aus zwei getrennten Ver-
waltungsverfahren. Daher muss
auch im Interesse derjenigen
Kommunen, die fortan eine ge-
meinsame Aufgabenerfüllung
mit der Bundesagentur für Arbeit
anstreben, unbedingt nachgebes-
sert werden. DK

Stadtmarketingpreis ausgeschrieben
Landauf, landab begeistern innerstädtische Events die Men-

schen. Kultur- und Shoppingnächte, Kinderfeste und eine Viel-
zahl weiterer Messen und Märkte ziehen Jung und Alt an. Ver-
antwortlich dafür sind die City- und Stadtmarketingorganisatio-
nen Bayerns, die Orts- und Stadtentwicklung der bayerischen
Kommunen maßgeblich mit beeinflussen und innerstädtische
Akteure und Aktionen bündeln. Das schafft Kommunikation, At-
traktivität und Leben in den bayerischen Innenstädten.

Um die Qualität von City- und Stadtmarketing in Bayern auf
dem hohen Niveau zu halten und die besten Ideen für die Innen-
städte hervorzuheben, loben das bayerische Wirtschaftsministe-
rium, der Handelsverband BAG Bayern, der Landesverband des
bayerischen Einzelhandels und die Wirtschaftjunioren Bayern
unter dem Motto „Nur die Praxis zählt“ den City- und Stadtmar-
ketingpreis Bayern zum vierten Mal aus. In vier Stadtgrößenka-
tegorien werden erneut die nachhaltigsten und wirkungsvollsten
der eingereichten Beiträge privater und öffentlicher City- und
Stadtmarketingorganisationen prämiert.

Die Jury entscheidet nach Kriterien wie Nachhaltigkeit, Kos-
ten-Nutzen-Verhältnis, Vernetzung mit Partnern oder der Vor-
bildfunktion des Projektes. Auch in diesem Jahr wird wieder ein
Preis an eine Persönlichkeit vergeben, die sich in herausragen-
dem Maße ehrenamtlich um das Stadtmarketing in Bayern ver-
dient gemacht hat.

Die Ausschreibung läuft bis 15. August. Informationen und
Anmeldeunterlagen stehen unter www.stadtmarketingpreis.de
im Internet zur Verfügung. Die Preisträger werden in einer feier-
lichen Abendveranstaltung am 18.September im Wirtschaftsmi-
nisterium durch Staatsministerin Emilia Müller gekürt.
Infos: www.bag-bayern.de, www.stadtmarketingpreis.de, www.
citymanager-bayern.de.

Bündnis Studieren in Bayern
Regionalkonferenzen im gesamten Freistaat

mit Wissenschaftsminister Dr. Thomas Goppel

Ministerpräsident Dr. Günther Beckstein hat zu Beginn dieses
Jahres mit Spitzenvertretern von Wirtschaft, Kommunen,
Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen
das „Bündnis Studieren in Bayern“ ins Leben gerufen. Hierzu
lädt Wissenschaftsminister Thomas Goppel in den Regionen die
Beteiligten des Bündnisses zu Regionalkonferenzen ein, deren
Auftakt in Würzburg stattfand.

Dabei soll ausgelotet werden,
welche Beiträge von den Part-
nern des Bündnisses im Einzel-
fall konkret erbracht werden
können.

Die Partner

Partner des Bündnisses sind
neben Staat und Hochschulver-
bünden die vier kommunalen
Spitzenverbände, eine Reihe von
außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen sowie auf Seiten
der Wirtschaft der Bayerische
Industrie- und Handelskammer-
tag, der Bayerische Handwerks-
kammertag und die Vereinigung
der Bayerischen Wirtschaft.

Auf einer Regionalkonferenz

in Augsburg wies Goppel darauf
hin, dass Bayern mit der Schaf-
fung von 38.000 zusätzlichen
Studienplätzen das ambitionier-
teste Programm zum Hochschul-
ausbau auflegt und damit weit
über das hinausgeht, was andere
Länder im Rahmen des „Hoch-
schulpakts 2020“ investieren.

Spitzenposition für den
Wissenschaftsstandort

Für die vier staatlichen Uni-
versitäten und Fachhochschu-
len in Schwaben bedeute dies:
rund 5.100 neue Studienplätze
und im Endausbau ab 2011
mehr als 25 Mio. Euro jähr-
lich an zusätzlichen Mitteln

für Personal und Sachkosten.
Zur Deckung des zusätzlichen

Raumbedarfs würden zudem im
Rahmen des Programms „Zu-
kunft Bayern 2020“ vier große
Baumaßnahmen mit einem Vo-
lumen von 66 Mio. Euro finan-
ziert, und zwar an der Universität
Augsburg der Neubau eines Ge-
bäudes für Kunst und Musik mit
Kosten in Höhe von 19,5 Mio.
Euro, an der Fachhochschule
Augsburg Neubauten auf dem
ehemaligen Schüle-Grundstück
sowie ein Neubau in der Baum-
gartnerstraße für insgesamt 27
Mio. Euro und an der Fachhoch-
schule Kempten Neubauten für
Technik und Sozialwesen mit ei-
nem Kostenvolumen von rd. 20
Mio. Euro. Darüber hinaus sollen
in den kommenden Haushalten
zusätzliche Mittel für Anmietun-
gen bereitgestellt werden mit ei-
nem ersten Einstieg im Nach-
tragshaushalt 2008.

Wissenschaftsminister Goppel

unterstrich die Bedeutung des
„Bündnisses Studieren in Bay-
ern“: Ziel sei es, gemeinsam da-
zu beizutragen, dass der Wissen-
schaftsstandort Bayern seine
Spitzenposition im nationalen
und internationalen Wettbewerb
festigt und ausbaut. Insbesonde-
re solle allen für ein Studium be-
fähigten und studierwilligen jun-
gen Menschen eine akademische
Ausbildung auf hohem Niveau
ermöglicht werden. Die steigen-
de Nachfrage nach Studienplät-
zen stelle eine einmalige Chance
für Bayern dar, so der Minister,
und bedeute über den staatlichen
Verantwortungsbereich hinaus
eine Herausforderung für alle
gesellschaftlichen Kräfte. DK

Katastrophenschutz:

Staatsregierung lehnt
EU-Einsatzzentrale ab
Nach den Plänen der EU-
Kommission sollen eigene eu-
ropäische Katastrophenschutz-
einheiten aufgestellt werden.
Außerdem soll ein EU-Kata-
strophenschutz-Einsatzzen-
trum aufgebaut werden. Das
bayerische Kabinett beschloss
den Aktionsplan abzulehnen.

Innenminister Joachim Herr-
mann: „Für mich kommen sol-
che weitreichenden Katastro-
phenschutzmaßnahmen der
EU-Kommission nicht in Frage.
Die Abwehr und Bewältigung
von Katastrophen erfordert
ein schnelles Handeln vor Ort.
Eine europäische Super-Einsatz-
zentrale im fernen Brüssel wäre
im Hinblick auf eine rasche und
effektive Katastrophenbewälti-
gung absolut kontraproduktiv. In
einem Katastrophenfall braucht
man eine klare und eindeutige
Führung. Eine EU-Einsatzzentra-
le ist da eher eine Behinderung,
keine Hilfe. Es kommt auf den
Feuerwehrmann, den Sanitäter
oder den THW’ler am Einsatzort
an, nicht auf den Planer am
Schreibtisch in Brüssel.“

Auch den Vorschlag der Kom-
mission, eigene EU-Katastro-
phenschutzeinheiten aufzubauen,
lehnt Bayern entschieden ab.
Wenn in einzelnen Mitgliedstaa-
ten Defizite festgestellt werden,
können diese nicht durch eine
„EU-Katastrophenschutztruppe“
ausgeglichen werden. Herrmann:
„Jeder Mitgliedstaat ist in seinem
Land für die Abdeckung seines
Bedarfs und für die Verbesserung
der Infrastruktur zur Bewälti-
gung von Katastrophen verant-
wortlich. Selbstverständlich lei-
sten sich die Mitgliedstaaten in
Katastrophenfällen gegenseitig
Hilfe. Dies war bei Waldbränden
und anderen Flächenbränden in
Südeuropa selbstverständlich.“
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Merkmale von MOBIDAT:
 Störungsfreier Dauerbetrieb

 Einfachste Anwendung

 Kundenspezifische Auswertungen

 Weiterverarbeitung der Daten

 Erfassung sämtlicher Anbaugeräte

 Günstige drahtlose Datenübertragung

 Zukunftsorientierte Technologien

Telefon 08035/96463-0 · www.mobiworx.de

Die Messeneuheit MOBIDAT WorkPad:

Mobile Auftragsbearbeitung
und Tätigkeitserfassung

Die MOBIWORX Telematik GmbH präsentierte auf der Um-
welttechnik-Fachmesse IFAT 2008 eine neue mobile Telematiklö-
sung, die zahlreiche Geschäftsabläufe im Straßen-, Bau-, Um-
welt- und Transportwesen sowie verwandten Branchen automa-
tisiert. Mobidat WorkPad - so der Name des neuartigen mobilen
Handgerätes - „wird das Marktsegment der Handhelds revolu-
tionieren“, ist MOBIWORX-Geschäftsführer Jürgen Potocnik
überzeugt. MOBIWORX stellte auf der IFAT in München aus.

Während es sich bei den bisher
lieferbaren Mobidat-Geräten um
reine Kfz-Endgeräte handelt, die
fest im Fahrzeug eingebaut sind,
unterstützt das neue Mobidat
Workpad Mitarbeiter bei der Be-
arbeitung von Aufträgen sowie
der Erfassung von Tätigkeiten,
die mobil außerhalb des Fahr-
zeugs vorgenommen werden.
Das Handheld-Gerät, das eine
große graphische Benutzer-
schnittstelle besitzt und für raue
Umgebungen entwickelt wurde,
lässt sich umhängen und für den
mobilen Einsatz mitnehmen, aber
mit Hilfe einer Halterung auch im
Fahrzeug selbst verwenden. Zu-

dem hat MOBIWORX das robu-
ste Handheld-Gerät benutzer-
freundlich designt, ganz ohne me-
chanische Schalter.

Ganzheitliche Lösung

Mit dem Mobidat WorkPad
gehören handschriftliche Notizen
und Abtippen der Vergangenheit
an. „Das Messe-Highlight von
MOBIWORX ist in Wirklichkeit
sehr viel mehr als nur ein neues
Produkt“, so Potocnik. „Wir sind
stolz darauf, mit unserem Work-
Pad eine wirklich ganzheitliche
Komplettlösung vorstellen zu
können.“ Kunden erhalten da-

durch mehr Transparenz über ih-
re mobilen Einsätze und Touren
und sparen darüber hinaus Zeit
und Kosten bei der Abwicklung
ihrer Geschäftsprozesse - ganz
abgesehen von dem Qualitätsge-
winn.

Neu im Vergleich zu den bishe-
rigen Mobidat-Modellen sind
nicht nur technische Features wie
RFID-Module, mit deren Hilfe
beispielsweise Spielplatzkontrol-
len oder Schadenserfassungen
mobil ganz einfach durchge-
führt werden können. Der ro-
buste Handheld besitzt zusätz-
lich einen hochempfindlichen
GPS-Empfänger für die positi-
onsgenaue Darstellung einzelner
Tätigkeiten des Personals. Weite-
re Module sind z.B. die Inventari-
sierung mittels Punkt-, Strecken-
und Flächenerfassung.

Mobiler Einsatz

Zentrale Funktion des Work-
Pads ist eine mobile Auftragsbe-
arbeitung, die mit den bisherigen
Geräten noch nicht möglich war.
Im Akkubetrieb kann das Gerät
praktisch überall eingesetzt wer-
den. Diese Mobilität erlaubt es
Bauhöfen, Straßenmeistereien,
Verwaltungen sowie Unterneh-
men aus der Transport-, Bau- und
Landwirtschaft, das neuartige Te-
lematik-System auf jeder Art von
Tour einzusetzen - sei es im Win-
terdienst oder bei zahlreichen
anderen alltäglichenAufgaben im

Kommunal- und Umweltbereich.

Wie aus Daten
Werte werden

Über ein Portal im World Wide
Web hat der Anwender Zugriff
auf alle Daten, die sich für seine
individuellen Geschäftsabläufe
aufbereiten lassen - dabei ist es
egal, ob er in klassischer Kamera-
listik oder moderner Doppik-
Buchführung mit Einbindung in
ERP-Systeme abwickelt. „Unsere
Telematiklösung verwandelt Da-
ten in genau die Werte, die der
Kunde benötigt und direkt weiter-
verarbeiten kann“, so Potocnik.
Denn schließlich arbeiten Unter-
nehmen nicht mit den reinen
Rohdaten, sondern benötigen ex-
akte Angaben wie Straße und
Hausnummer, Uhrzeiten, ausge-
führte Tätigkeiten und verursa-
cherbezogene Kosten. Die Erfas-
sung der Rohdaten erfolgt auto-
matisiert über das brandneue
Handgerät. Das System erfordert
weder Administration, noch ist
die Anschaffung einer Software
nötig. Alles läuft über ein indivi-
duell konfigurierbares, internet-
basiertes System.

Enormes Marktpotenzial

Über die Absatzmöglichkeiten
des Systems macht sich das Un-
ternehmen keine Sorgen. Potoc-
nik: „Nicht nur aufgrund der
niedrigen Kosten ist das Markt-
potenzial enorm. Wir haben für
diese neuartige ERP-Lösung be-
reits jetzt sehr viele Kundenanfra-
gen.“ So gut wie alle bestehen-
den Kunden benötigen das neue
WorkPad zusätzlich zu den bishe-
rigen Geräten. Viele Unterneh-
men haben das Problem der Lei-

Bereits bei zahlreichen Kunden im deutschsprachigen Raum
rund um die Uhr im Einsatz: Mobidat. Im Bild das Bedienteil
für das Lkw-Cockpit. Foto: Mobiworx

Kommunale Altpapiersammlung:

„Unsinniger
Häuserkampf“

DStGB-Ausschuss-Sitzung in Unterhaching

Vor dem Hintergrund zunehmender Zugriffe von privaten
Entsorgern auf den Wertstoff Altpapier in Wohngebieten hat
der Ausschuss für Städtebau und Umwelt des Deutschen Städ-
te- und Gemeindebundes bei seiner Sitzung in Unterhaching
bei München vor einer schleichenden Aushöhlung der kommu-
nalen Entsorgungshoheit durch gewerbliche Abfallsammlun-
gen gewarnt.

Wie der Vorsitzende, Germe-
rings Oberbürgermeister Dr. Pe-
ter Braun, erklärte, bedeute der
gezielte Zugriff von Privatunter-
nehmen auf einzelne werthaltige
Bestandteile sowohl im Haus-
müll als auch insbesondere beim
Altpapier eine Kommunalisie-
rung der Entsorgungskosten zu-
lasten der Bürger, während die
Gewinne privatisiert würden.

Gestiegene Händlerpreise

Entsprechend der allgemei-
nen Marktsituation bei Sekun-
därrohstoffen haben auch die
Händlerpreise für Altpapier in
den vergangenen Jahren stark
angezogen und belaufen sich
auf ca. 70 Euro pro Tonne und
als Exportpreis für den Fernost-
markt sogar auf über 100 Euro
pro Tonne. Die private Entsor-
gungswirtschaft sucht daher
zunehmend den Zugriff auf das
Altpapier bereits auf der Ebene
der Sammlung. Für Kommunen
und Privathaushalte wird diese
Entwicklung in Form neuer
Sammelbehälter, die von priva-
ten Entsorgungsunternehmen in
Wohngebieten eigenmächtig
aufgestellt werden, sichtbar.

Nicht nur die Beeinträchtigun-
gen des Ortsbildes und des Stra-
ßenraumes durch diese schlei-
chende Privatisierung sowie die
Zunahme des Straßenverkehrs
durch mehrere konkurrierende
Sammlungen sind dabei nach
Ansicht des DStGB „verkehrs-
wie umweltpolitisch unsinnig“.
Rathauschef Braun zufolge ist es
auch aus volkswirtschaftlicher
Sicht nicht nachvollziehbar,
wenn mehrere Entsorgungsun-
ternehmen im Wettbewerb um
Wertstoffe aus Privathaushalten
parallele Erfassungssysteme auf-
bauen.

Aushöhlung
der Entsorgungshoheit

Besonders kritisiert der Deut-
sche Städte- und Gemeinde-
bund jedoch an diesem „Häu-
serkampf“ die Aushöhlung der
kommunalen Entsorgungsho-
heit. Vor diesem Hintergrund
wies Braun ausdrücklich darauf
hin, dass der Erlös aus der Pa-
pierverwertung ein fester Be-
standteil der kommunalen Ge-
bührenkalkulation ist, mit dem

letztlich auch die Entsorgung
von Beseitigungsabfällen in der
grauen Tonne mitfinanziert
wird. Die Gewinne der Privat-
unternehmen durch die Verwer-
tung des hochpreisigen Altpa-
piers würden also letztlich von
den Abfallgebührenzahlern fi-
nanziert. Steigerungen der Ab-
fallgebühren von bis zu ca. 10 %
pro Haushalt wären die Folge.

Erfassungsquote in Gefahr

In Gefahr befindet sich aber
auch die im weltweiten Ver-
gleich unerreicht hohe Erfas-
sungsquote des Altpapiers in
Deutschland. In kommunaler
Verantwortung konnten bisher
rund 90 % des wieder verwert-
baren Papiers erfasst werden.
Gewerbliche Sammlungen be-
schränken sich dagegen auf
solche Entsorgungsgebiete oder
Teile davon, die betriebswirt-
schaftlich rentabel sind. Auch
werden gezielt hochwertige
Teilfraktionen (Zeitungs- und
Zeitschriftenpapier) gesammelt.
Laut Braun können die betrof-
fenen Kommunen in der Folge
keine attraktiven Erfassungssy-
steme für die verbleibenden
unrentablen Sammelgebiete
oder Restfraktionen mehr an-
bieten.

Tipp für Kommunen

Nachdem es die Rechtspre-
chung den Städten und Gemein-
den in letzter Zeit zunehmend
schwerer gemacht hat, gerichtlich
gegen einseitige und nicht mit
den Kommunen abgestimmte ge-
werbliche Sammlungen vorzuge-
hen, rät der Deutsche Städte- und
Gemeindebund den Kommunen,
als Reaktion auf die Konkurrenz
durch eine gewerbliche Samm-
lung die blaue Tonne selbst einzu-
führen. Gleichzeitig informieren
immer mehr Städte und Gemein-
den ihre Bürger über den Zusam-
menhang zwischen der kommu-
nalen Altpapiersammlung und
der Abfallgebührenhöhe. Auch
Braun machte diesen Zusammen-
hang deutlich: „Jeder Bürger be-
stimmt mit der Entscheidung, ob
er sein Altpapier seiner Kommu-
ne oder einem gewerblichen
Sammler zur Verfügung stellt,
selbst über die Abfallgebühren-
entwicklung.“ DK

stungserfassung und schreiben
mobile Daten bislang noch von
Hand auf Notizblöcke. Mit die-
sem Prinzip lässt sich jedoch
nicht nachvollziehen, wann wel-
cher Baum oder welches Spiel-

19. Nürnberger Deponie-Seminar:

Informationen
aus der Praxis

Unter der Schirmherrschaft des Bayerischen Staatsministeri-
ums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz fand im
April das 19. Nürnberger Deponie-Seminar statt. Die zweitä-
gige Veranstaltung unter der Leitung von Dr. Ulrich Henken-
Mellies (LGA) und Dipl.-Ing. (FH) Karl Drexler (Bayerisches
Landesamt für Umwelt) behandelte den Weiterbetrieb von
Deponien sowie Stilllegung, Abdichtung und Nachsorge von
Deponien.

In der Tradition der Nürnber-
ger Deponieseminare informier-
ten Referenten aus Forschungs-
instituten, von Fachbehörden und
aus der Praxis aktuell und kom-
petent zu diesen Problemstellun-
gen. Die begleitende Fachaus-
stellung und der abendliche
Empfang boten weitere Gele-
genheiten für praxisorientierten
Erfahrungsaustausch.

Weiterbetrieb undAbschluss

Die Integrierte Deponiever-
ordnung nimmt Gestalt in Form
eines Referentenentwurfs an.
Hierüber wurde ebenso berich-
tet wie über die Konsequenzen
für Weiterbetrieb und Abschluss
von Deponien. Zudem wurde
anhand verschiedener Vorträge
aufgezeigt, wie sich die verän-
derten Bedingungen seit 2005
auf Deponien auswirken und
wie damit umzugehen ist.

Deponien werden stillgelegt
und nachgesorgt. Die Refera-
te spannten den Bogen von
Oberflächenabdichtungen über
Fragen der Deponiegas- und
Sickerwassererfassung bis zur
Beurteilung von Grundwasser-
sanierungen und der Erfahrung
mit Folgenutzungskonzepten.

Vertreter der AG Abdichtungs-
systeme (AGAS) e.V., einer neu-

en güteüberwachten Gemein-
schaft zertifizierter Fachbetrie-
be für die Installation von
Kunststoffdichtungsbahnen, be-
richteten über ihre Erfahrungen
aus dem Zertifizierungsprozess.
Dipl.-Ing. Michael Arndt und
Dr.-Ing. Joachim Köhrich, Vor-
sitzende des Vorstands der
AGAS e.V., Berlin, sowie Dipl.-
Ing. Gerd-Peter Romann, Vor-
sitzender des Überwachungs-
ausschusses der AGAS, wiesen
darauf hin, dass die Anzahl der
durch unsachgemäße Verarbei-
tung hervorgerufenen Fehlstel-
len seit der Einführung unab-
hängiger Güteüberwachungsge-
meinschaften im Bereich Depo-
niebau in den letzten Jahrzehn-
ten massiv zurückgegangen ist.

Güteüberwachung

In den anderen Bereichen des
Wasserhaushaltsgesetzes sei ei-
ne Güteüberwachung der Instal-
lation von Kunststoffkompo-
nenten bislang nicht übergrei-
fend erfolgt. Durch Kosten-
druck wurden stets die auf den
ersten Blick preiswertesten In-
stallationsunternehmen beauf-
tragt, ohne jedoch zu prüfen, ob
diese Unternehmen tatsächlich
die in der Ausschreibung gefor-
derten Qualitätsmerkmale ein-

halten können. Durch den Ein-
satz güteüberwachter Installati-
onsbetriebe könnten jedoch be-
trächtliche Investitionen in Sa-
nierungen eingespart werden.

Beitrag zum Umweltschutz

Wie die Referenten erläuter-
ten, biete die Mehrstufigkeit der
Güteüberwachungsbereiche im
AGAS e.V den beauftragenden
Bauherren und Bauunterneh-
men die Möglichkeit, kostenop-
timal eine qualitäts- und fachge-
rechte Installation von Kunst-
stoffkomponenten zu beauftra-
gen. Da durch Fehlstellen in
vielen Fällen Wasser gefährden-
de Stoffe ins Erdreich, Grund-
oder Oberflächenwasser ge-
langten, konnte somit auch ein
entscheidender Beitrag zum
Umweltschutz und letztlich
zum Wohl der Allgemeinheit
geleistet werden.

AGAS-Gründung

Die Gründung der AGAS e.V.
erfolgte im Jahr 2005 auf Drän-
gen einiger öffentlicher Bauher-

ren, der Bauwirtschaft und mit
der vollen Unterstützung der
Behörden. Grund war die
wachsende Zahl der sogenann-
ten freien Verlegebetriebe, die
außerhalb bestehender Güteü-
berwachungsgemeinschaften
agierten und aufgrund zuneh-
mender Betriebsgröße und Re-
ferenzlage immer selbstbewus-
ster auftraten.

„Unangemessene
Maßnahme“

Weiterhin war eine Tendenz
der Übernahme der im Depo-
niebau bewährten Qualitätsan-
sprüche für den Einbau von
Kunststoffdichtungskomponen-
ten in Ausschreibungen außer-
halb des Deponiebaus festzu-
stellen. Diese - insbesondere
bezüglich der für den Bauherren
anfallenden Kosten - „unange-
messene Maßnahme“ habe die
Notwendigkeit gezeigt, eine
Güteüberwachung auch im
Bereich der Installation von
Kunststoffkomponenten außer-
halb von Deponiebauwerken
durchzuführen. DK

gerät zuletzt kontrolliert wurde.
Mit dem WorkPad ist diese
Einzelerfassung jetzt vollkom-
men präzise möglich, ebenso
wie Dokumentation und Rech-
nungslegung.

Reparieren statt Wegwerfen
Neuauflage des Reparaturführers

für München und das Umland erschienen

Die überarbeitete Neuauflage 2008 des Reparaturführers für
München und Umland ist seit dem 15. Mai erhältlich. Der Re-
paraturführer wurde unter Federführung des Abfallwirt-
schaftsbetriebes München gemeinsam mit den Abfallwirt-
schaftsämtern der Landkreise München, Dachau, Fürstenfeld-
bruck, Ebersberg und Erding erstellt.

Die Reparatur von Ge-
brauchsgegenständen trägt dazu
bei, Abfälle zu vermeiden und
zugleich Energie und Rohstoffe,
die für eine Ersatzherstellung
nötig wären, einzusparen. Denn
oft fehlt nur eine Kleinigkeit,
trotzdem landet der Schirm oder
die Tasche im Müll.

Dem wollen die Stadt Mün-
chen und der Landkreis Mün-
chen entgegenwirken: Im neuen
Reparaturführer sind nahe gele-
gene Handwerksbetriebe und
Fachgeschäfte, die Reparatur-
dienstleistungen anbieten, auf-
gelistet.

Der neue Reparaturführer ist

nun auf 625 Adressen erweitert
worden. Um die Adressenfin-
dung zu erleichtern sind im neu-
en Reparaturführer die Adres-
sen nach Stadtteilen bzw. Ge-
meinden sortiert. Beim Durch-
blättern des neuen Reparatur-
führers finden sich z.B. Repara-
turbetriebe für Puppen, Rasier-
apparate, Textilien, Hüte, Com-
puter, Fahrräder, Hörgeräte und
Ähnliches.

Die neue Broschüre 2008 ist
erhältlich in allen Gemeinden.
Sie kann auch im Internet unter
www.landkreis-muenchen.de/
landratsamt/1198.htm (Repara-
turführer) abgerufen werden.
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Er braucht Wärme.
Und das auch noch
in 70 Jahren.
Geben Sie ihm Behaglichkeit mit Zukunft. Energie aus AQUA SOLEA
steht uns auch in 100.000 Jahren noch zur Verfügung – vorsichtig ge-
schätzt. Somit haben Sie es auch morgen und übermorgen immer schön
warm. Mehr über Energie für die Ewigkeit siehe: www.aqua-solea.com

Energie von AQUA SOLEA exklusiv bei:

Bundesverband Sekundärrohstoffe und Entsorgung e.V. (bvse):

Kein Handlungsbedarf
für Mindestlohn

Die Diskussion um den Mindestlohn in Deutschland hat die Ent-
sorgungswirtschaft erreicht. Gemeinsam haben die Vereinigung
der kommunalen Arbeitgeber und die Gewerkschaft ver.di
gegenüber dem zuständigen Bundesarbeitsministerium ihr Inter-
esse an einem Mindestlohn in der Entsorgungswirtschaft angemel-
det. Unternehmergeführte Firmen wissen, dass qualifizierte und
loyale Mitarbeiter nicht für Schnäppchen-Preise zu haben sind.
Gerade die kleinen und mittleren Betriebe der Entsorgungsbran-
che fühlen sich hohen sozialen und ethischen Ansprüchen ver-
pflichtet und werden Lohndumping auch in der Zukunft ableh-
nen. Der Mittelstand in der Recycling- und Entsorgungsbranche
sieht für einen Mindestlohn deshalb keinen Handlungsbedarf.

Vielmehr stellt der Bundesver-
band Sekundärrohstoffe und Ent-
sorgung e.V. (bvse) fest, dass die
Zahlung auskömmlicher Löhne
die geübte betriebliche Praxis in
den Unternehmen ist. Mit großer
Sorge sieht der Mittelstand aller-
dings, dass über das Instrument
der Mindestlöhne öffentliche Ar-
beitgeber auf die Lohnfindung der
privaten Recycling- und Entsor-
gungsbranche Einfluss nehmen
wollen. Das birgt unberechenbare
Risiken für die private Entsor-
gungsbranche. Davon ganz abge-
sehen stellt eine Einbeziehung ta-
riflich nicht gebundener Unter-
nehmen durch die Einführung ei-
nes branchenspezifischen Min-
destlohns einen beträchtlichen
Eingriff in das verfassungsrecht-
lich garantierte Prinzip der negati-
ven Vertragsfreiheit dar. Der bvse-
Bundesverband Sekundärrohstof-
fe und Entsorgung e.V. lehnt da-
her den Mindestlohn aus volks-
wirtschaftlichen und branchen-
spezifischen Erwägungen grund-
sätzlich ab.

Volkswirtschaftliche
Erwägungen

Mindestlohn wird derzeit in
Deutschland unter den Gesichts-
punkten der Grundsicherung dis-
kutiert, wofür dieses Instrument
laut bvse allerdings nie gedacht
war. In dieser Form ist ein Min-
destlohn für die deutsche Volks-
wirtschaft im Allgemeinen und
besonders für die wettbewerbsin-
tensive Entsorgungsbranche nicht
erträglich. So wird die wirtschaft-
liche Grundlage vieler Unterneh-
men in höchstem Maße gefähr-
det. Durch tarifliche Mindestlöh-
ne würden die Arbeitskosten stei-
gen und Arbeitsplätze gefährdet.
Besonders der Arbeitsmarkt in
den neuen Bundesländern wäre
gravierend betroffen.

Ohne Not würde mit der Ein-
führung eines Mindestlohnes der
Weg in eine staatliche Lohnfest-
setzung bereitet und das erfolgrei-
che System der marktwirtschaftli-
chen Ordnung in seinen Grund-
festen erschüttert. Um den Ar-
beitnehmerinnen undArbeitneh-
mern ein Grundeinkommen zu si-

chern, sind nach Ansicht des bvse
daher die Einführung des Kombi-
lohns sowie eine Ausweitung
des steuerlichen Grundfreibetra-
ges die adäquateren Mittel. Der
Verband sieht sich in dieser Auf-
fassung durch Bundespräsident
Horst Köhler bestätigt.

Branchenspezifische
Überlegungen

Es ist gute Tradition, dass kom-
munale Arbeitgeber und private
Entsorgungswirtschaft in ge-
trennten Tarifzusammenhängen
ihr Verhältnis zu den Gewerk-
schaften geklärt haben. In der pri-
vaten Entsorgungswirtschaft ha-
ben über zwei Drittel der Arbeit-
geber sich dafür entschieden, ihre
Vereinbarungen mit ihren Mitar-
beitern in die eigenen Hände zu
nehmen. Private und kommunale
Abfallwirtschaft sind nach ihrem
Grundverständnis und den wirt-
schaftlichen Regeln völlig unter-
schiedliche Branchen. Deshalb ist
es dem bvse zufolge schädlich,
wenn der Bundesverband der
Deutschen Entsorgungswirt-
schaft (BDE) mangels eigenem
Organisationsgrad die Hilfe der
kommunalen Arbeitgeber herbei-
ruft, um ein Thema zu forcieren,
das ausschließlich die privaten
Unternehmen betreffen wird.

Der bvse kann darüber hinaus
nicht erkennen, dass in der Bran-
che eine Tarifbindung von 50%
besteht. Das betrifft zum einen
die Angabe, dass die tarifgebun-
denen Mitglieder des BDE 30%
der Branche repräsentieren sol-
len. Vielmehr geht der Verband
von maximal 20.000 tarifgebun-
denen Arbeitnehmern aus.

Zum anderen kann er nicht
nachvollziehen, wenn von einer
Beschäftigtenzahl von 160.000
bis 180.000 die Rede ist. Schließ-
lich geht das Bundesumweltmini-
sterium in seiner Broschüre
„Abfallwirtschaft in Deutsch-
land“ vom November 2007 von
250.000 Beschäftigten in der
Recycling- und Abfallwirtschaft
aus. Die Interessensbekundung
eines Mindestlohnes für die Ab-
fallwirtschaft durch die Vereini-
gung der kommunalen Arbeitge-

berverbände (VKA) ist nicht ver-
ständlich, da die kommunale Ab-
fallwirtschaft zu nahezu 100% ta-
rifgebunden ist. Ein öffentliches
Interesse an einem Mindestlohn
ist noch nicht einmal ansatzweise
zu erkennen.

Offensichtlich sollen die völlig
marktfernen und –fremden und
auch nicht ansatzweise ver-
gleichsfähigen Tarifstrukturen
des öffentlichen Dienstes der
privaten Entsorgungswirtschaft
übergestülpt werden. Dies aber
würde zu schweren Verwerfun-
gen führen, weil kommunale Ab-
fallwirtschaft und private Entsor-
gungswirtschaft strukturell unter-
schiedlich sind und vom Hand-
lungsrahmen her unterschiedliche
Branchen darstellen:

Kommunale Abfallwirtschaft
unterliegt keinem Wettbewerb,
private Entsorger ausnahmslos
und immer.

Kommunale Abfallwirtschaft
finanziert sich über Gebühren,
private Entsorger müssen ihre
Produkte täglich verkaufen.

Kommunale Abfallwirtschaft
unterliegt dem Regionalprinzip,
private Entsorger sind auf natio-
nalen und internationalen Märk-
ten tätig.

Kommunale Abfallwirtschaft
trägt kein Geschäftsrisiko, private
Unternehmer immer.

Kommunale Abfallwirtschaft
nimmt an den marktgesteuerten
Teilen derWettbewerbskette in der
Recycling- und Entsorgungswirt-
schaft wenig oder gar nicht teil.

Eine Entsorgungswirtschaft,
die sich mit ihren Produkten und
Dienstleistungen im gesamten
europäischen Rahmen täglich
bewehren muss, kann staatliche
Einflussnahme, die sich zudem
sachfremd (nämlich als Sozial-
maßnahme) begründet, über-
haupt nicht vertragen. Hierfür
gibt es andere Mittel, z. B. den
Kombilohn, aber zentrale Len-
kungsmaßnahmen zerstören das
wirtschaftliche Gleichgewicht.
Spätestens seitdem der Mindest-
lohn bei der Post eingeführt wur-
de, weiß man: Ein Mindestlohn
hilft im Oligopol nur den Markt-
führern und soll kleine und mit-
telständische Unternehmen in
Bedrängnis bringen.

Die Entsorgungsbranche hat im
Gegensatz zu vielen anderen
Wirtschaftsbereichen auch Mög-
lichkeiten, Menschen mit kei-
ner oder geringer Qualifizierung
Arbeitsplätze anzubieten. Dazu
benötigt sie Spielräume, unter an-
derem auch die, unterschiedliche
Qualifikationen in unterschiedli-
chen Lohnstrukturen abzubilden.

Ein Mindestlohn auch nur

annähernd in der Größenordnung,
wie er bisher in drei Branchen ver-
ordnet wurde, würde unweigerlich
folgende Konsequenzen nach sich
ziehen:

Manche kleinen und mittleren
Aufbereitungsbetriebe für Sekun-
därrohstoffe, Demontagebetriebe
etc. verlieren ihre wirtschaftliche
Grundlage, weil zu diesen Lohn-
kosten das Produkt auf dem Markt
nicht mehr absetzbar ist.

Die Gefahr besteht, dass für be-
stimmte Recyclingprodukte der
Markt wegbrechen könnte, weil
die Herstellungskosten sich prohi-
bitiv auswirken.

Insbesondere kleine und mitt-
lere Betriebe, die mangels großer
Stoffströme nicht auf technische
Lösungen setzen können und bis-
her ganz wesentlich zur Schaf-
fung vonArbeitsplätzen beigetra-
gen haben, kommen in Bedräng-
nis und mit ihnen ihre Job-Ange-
bote.

Laufende Verträge, die auf jetzt
üblichen Marktbedingungen ba-
sieren, werden sofort notleidend,
was im schlimmsten Fall zu Insol-
venzen bei den betroffenen Unter-
nehmen führen würde.

Zusätzliche Kontrolle

Die Einführung eines Mindest-
lohnes wird jedoch nicht nur ne-
gative volkswirtschaftliche und
branchenspezifische Effekte ha-
ben, sondern zu allem Überfluss
der Branche mit der Zollverwal-
tung zusätzliche betriebliche
Kontrollen und weitere Doku-
mentations- undAufbewahrungs-
pflichten bescheren. Vor dem
Hintergrund, dass der Wirt-
schaftszweig Entsorgung schon
jetzt überreglementiert ist und die
Unternehmen mit vielfach auch
entbehrlichen bürokratischenAuf-
gaben belastet werden, lehnt der
bvse die Einführung eines Min-
destlohnes entschieden ab.

Demografischer Wandel und Abfallwirtschaft:

Gehen die Deutschen
bald am Stock?

Podiumsdiskussion auf der Umweltmesse IFAT
des VKS im VKU

Die Forderung nach altersgerechten Serviceleistungen und Ar-
beitsbedingungen in der Abfallwirtschaft bedarf einer intensi-
ven Analyse von Bevölkerungs- und abfallwirtschaftlichen
Entwicklungen. So lautete das Fazit einer Podiumsdiskussion
zum Thema demografischer Wandel und Abfallwirtschaft, zu
der der Verband kommunale Abfallwirtschaft und Stadtreini-
gung (VKS im VKU) auf der internationalen Umweltmesse
IFAT in München eingeladen hatte.

„Der demografische Wandel
macht auch in der Abfallwirt-
schaft ein Umdenken auf allen
Ebenen notwendig. Die kommu-
nale Abfallwirtschaft hat diese
Herausforderungen schon früh-
zeitig erkannt und stellt sich den
teilweise völlig neuen Anforde-
rungen bereits heute“, erklärte
Dr. Rüdiger Siechau, Vorstands-
vorsitzender des VKS im VKU,
am Rande der Podiumsdiskussi-
on, die die Frage aufwarf „Ge-
hen die Deutschen bald am
Stock? Der demografische Wan-
del und die Abfallwirtschaft“.

Zentrale Rolle

Aus kommunaler Perspektive
berichtete Peter Blank (Leiter
des Amtes für Abfallwirtschaft
der Stadt Karlsruhe und Vor-
standsmitglied des VKS im
VKU), welche Auswirkungen
des demografischen Wandels auf
ein kommunales Abfallwirt-
schaftsunternehmen schon heute
abzusehen sind. Dr. Jochen
Hoffmeister (Prognos AG), stell-
te klar, dass der demografische
Wandel bei der Beratung von
Abfallwirtschaftsunternehmen

zum zukünftigen Abfallaufkom-
men und der entsprechenden An-
lagen- und Wirtschaftsplanung
eine zentrale Rolle spielt.

Verbundprojekt

Dr. Hamid Saberi (uve GmbH
für Managementberatung) infor-
mierte seinerseits über erste Er-
gebnisse eines Verbundprojekts,
in dem zurzeit 14 Mitgliedsun-
ternehmen des VKS im VKU
untersuchen lassen, wie die Ar-
beitsbedingungen an das zuneh-
mende Durchschnittsalter des
Personalkörpers insgesamt ange-
passt werden können.

Der VKS im VKU bündelt als
führender kommunaler Fach-
und Interessensverband aktuelles
Wissen rund um die Themen Ab-
fallwirtschaft und Stadtreinigung.
Der Verband setzt sich aktiv für
die Belange seiner über 400 Mit-
gliedsunternehmen ein: Er ist in-
tensiv in Gespräche mit Politik,
Wirtschaft und Wissenschaft ein-
gebunden und stärkt in zahlrei-
chen Gremien und Diskussions-
foren auf Bundes- und EU-Ebene
die Position der kommunalen
Entsorgungsunternehmen. DK
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5. Bayerischer Nahverkehrskongress in München:

Wettbewerb als Mehrwert
10 Jahre Regionalisierung des SPNV - Verleihung des Bayerischen ÖPNV-Preises

Bereits zum fünften Mal fand in München der Bayerische Nah-
verkehrskongress statt. In diesem Jahr stand er unter dem
Motto „Wettbewerb im Nahverkehr – Die Folgen für Ver-
kehrsunternehmen, Kunden und Aufgabenträger“.

„Der Wettbewerb auf der
Schiene ermöglicht uns, einen
echten Mehrwert für die Fahr-
gäste zu einem möglichst gün-
stigen Preis zu schaffen. Aus-
schreibungen haben sich zu-
nehmend zu einem wertvollen
Instrument der bayerischen
Nahverkehrspolitik entwickelt“,
führte Verkehrsministerin Emi-
lia Müller aus. Während der
Laufzeit des Verkehrsdurch-
führungsvertrags mit der DB
Regio AG vergebe der Freistaat
daher schrittweise fast ein Drit-
tel der gesamten Zugkilometer-
leistung in Bayern im Wettbe-
werb und werde dieses Konzept
auch in Zukunft fortsetzen.

Vorbildliches
Gesamtkonzept

Im Rahmen des Nahverkehrs-
kongresses verlieh Emilia Mül-
ler auch den ÖPNV-Preis 2008.
Die Initiative für den Preis geht
von der Bayerischen Eisen-
bahngesellschaft aus, die im
Auftrag des Verkehrsministeri-
ums erfolgreich den Nahver-
kehr in Bayern bestellt. Nach
den Worten der Verkehrsmini-
sterin zeichnet der Freistaat mit
dem Preis vorbildliche Leistun-
gen und Lösungen zur Steige-
rung der Attraktivität im bayeri-
schen ÖPNV aus. Die diesjähri-
gen Preisträger – EgroNet, das
Projekt Coolrider sowie das
Projekt Nationalpark-Verkehrs-
konzept und Bayerwald-Ticket -
verbindet, dass sie die bisheri-
gen Grenzen des ÖPNV mit
ihren vorbildlichen Gesamtkon-
zepten überwunden haben“, er-
klärte hierzu die Ministerin.

EgroNet

EgroNet, das Länder verbin-
dende Nahverkehrssystem, lei-
stet seit dem Jahr 2000 Pionier-
arbeit im grenzüberschreitenden
ÖPNV. 19 Landkreise, kreis-
freie Städte und Verkehrsver-
bünde wirken im Vierländereck
Tschechien (Bezirk Karlsbad -
Nordwestböhmen), Bayern,
Thüringen und Sachsen im
EgroNet zusammen. Fahrpläne
von Bahn und Bus werden auf-
einander abgestimmt. Reisende
können mit dem EgroNet-
Ticket einen Tag lang beliebig
oft nahezu alle Straßenbahnen,
Busse und Züge zwischen Kar-
lovy Vary, Cheb, Wunsiedel,
Bayreuth, Lichtenfels, Hof,
Greiz, Gera, Plauen und Zwick-
au auf rund 700 Linien nutzen.
Insbesondere im Tarif- und
Marketingbereich des ÖPNV ist
die grenzüberschreitende Zu-

sammenarbeit mit Tschechien
modellhaft und bis heute einma-
lig. Das EgroNet war vom Deut-
schen Bahnkunden-Verband be-
reits mit dem „Schienenver-
kehrspreis 2003 – Europapreis“
sowie von der Kreisgruppe
Hof des Bundes Naturschutz mit
dem „Umweltpreis 2006“ aus-
gezeichnet worden. Stellvertre-
tend für die Kooperationspartner
nahm Bernd Hering, Landrat des
Landkreises Hof, die Auszeich-
nung entgegen.

Projekt Coolrider

Beim Projekt Coolrider wie-
derum handelt es sich um ein in-
novatives Projekt zur Van-
dalismusprävention und zur
Erhöhung der Sicherheit vor
gewalttätigen Übergriffen im
Schülerverkehr.

Der DB Regio Mittelfranken
ist es durch eine vorbildli-
che Zusammenarbeit mit den
Partnern Verkehrs-Aktiengesell-
schaft Nürnberg, Verkehrsver-
bund Großraum Nürnberg, ÖP-
NV Akademie, Polizei, Schulen
und Omnibusverkehr Franken
gelungen, mit dem Projekt unter
dem Motto „Hinschauen statt
wegschauen“ Schüler auszubil-
den, um Gewalt und Vandalis-
mus im ÖPNV zu verhindern.
Das Projekt basiert auf einem
breiten ehrenamtlichen Engage-
ment von derzeit rund 800
Schülern im Großraum Nürn-
berg zwischen 13 und 18 Jahren.

Nationalpark-
Verkehrskonzept und
Bayerwald-Ticket

Stichwort Projekt National-
park-Verkehrskonzept und Bay-
erwald-Ticket: Mit der Erweite-
rung des Nationalparks Bayeri-
scher Wald im Landkreis Regen
wurde ein integriertes Verkehrs-
konzept im Nationalparkgebiet
mit übergreifender Fahrplange-
staltung und Anschlusssiche-
rung zwischen Bahn und Bus
sowie ein einheitliches, ver-
kehrsmittelübergreifendes
Ticket entwickelt – das Bayer-
wald-Ticket.

Das Projektgebiet erstreckt
sich über die Grenzen des Land-
kreises Regen hinaus auf den
Landkreis Freyung-Grafenau
und auf Teile des Landkrei-
ses Cham. Viele kleine, mittle-
re und große Maßnahmen, ge-
tragen von Akteuren unter-
schiedlicher Fachstellen und
Wirtschaftsbereiche, haben
dazu beigetragen, die ver-
kehrliche Entwicklung im
strukturschwachen Grenzge-

biet zu verbessern. Der Rege-
ner Landrat Heinz Wölfl nahm
die Auszeichnung entgegen.

Ehrenpreis für Wellner

Mit dem ÖPNV-Ehrenpreis
2008 wurde Ministerialdirigent
Dieter Wellner für seine außeror-
dentlichen Verdienste um den
Schienenpersonennahverkehr in
Bayern gewürdigt. Als Referats-
leiter für den Eisenbahnverkehr
und als Verkehrsabteilungsleiter
im Bayerischen Staatsministeri-
um für Wirtschaft, Infrastruktur,
Verkehr und Technologie hat er
über viele Jahre den Schienen-
personennahverkehr in Bayern
nachhaltig geprägt. Auch als
langjähriger Vorsitzender des Ar-
beitskreises Bahnpolitik der Ver-
kehrsministerkonferenz ist es
ihm immer wieder gelungen, zu-
gunsten des Nahverkehrs eine
einheitliche Länderposition her-

zustellen und diese Interessen
gegenüber dem Bund mit Nach-
druck zu vertreten, etwa im Hin-
blick auf eine angemessene Mit-
telausstattung für den Nahver-
kehr.

Das Bahnland Nummer 1

„Herr Wellner hat großen An-
teil daran, dass Bayern Bahnland
Nummer 1 in Deutschland ist. Er
hat die entscheidenden Weichen
gestellt, damit weit über seinen
Eintritt in den Ruhestand hinaus
der bayerische Schienenperso-
nennahverkehr eine attraktive
Alternative zum Individualver-
kehr bleibt, und dafür sind wir
ihm sehr dankbar“, hob Ver-
kehrsministerin Müller ange-
sichts der bevorstehenden Pen-
sionierung des langjährigen Ver-
kehrsabteilungsleiters hervor.

Mit der Regionalisierung des
SPNV ging 1996 die Verantwor-
tung für die Bestellung der Nah-
verkehrsleistungen in Bayern auf
den Freistaat über. Zugleich wur-
de der Eisenbahnverkehrsmarkt
auch für den Wettbewerb geöff-
net (40 % mehr Züge, 50 %
mehr Fahrgäste). DK

Fahrgastpreis 2008:

Auszeichnung
für Städtenetz

Für sein besonderes Engagement um die Sachsen-Franken-
Magistrale ist das Sächsisch-Bayerische Städtenetz in Leipzig
mit dem Fahrgastpreis 2008 ausgezeichnet worden. Die Ober-
bürgermeister der Städte Chemnitz, Zwickau, Plauen, Hof und
Bayreuth kämpfen seit mehr als zehn Jahren im Rahmen ihrer
informellen Städtenetz-Kooperation kontinuierlich und inten-
siv für die Verbesserung von Infrastruktur und Betrieb auf die-
ser wichtigen Eisenbahnverbindung zwischen Nürnberg und
Dresden bzw. Leipzig.

Der Fahrgastpreis wird durch
den überparteilichen Fahrgast-
verband PRO BAHN alljährlich
im Rahmen des Bundesver-
bandstages an Unternehmen,
Verbände und Persönlichkeiten
verliehen, die sich besonders für
Kunden im öffentlichen Verkehr
eingesetzt haben. „Mit Ihrem
Einsatz haben Sie gezeigt, dass
kommunales Engagement für
den Schienenverkehr erfolgreich
sein kann, so Stefan Jugelt, stell-
vertretender Bundesvorsitzender
von PRO BAHN, bei der Preis-
verleihung an den Oberbürger-
meister der Stadt Bayreuth, Dr.
Michael Hohl, der stellvertretend
für seine Amtskollegen die be-
gehrte Auszeichnung entgegen
nahm.

In intensiver Zusammenarbeit
mit den Aufgabenträgern des
Schienenregionalverkehrs in
Bayern und Sachsen sowie mit
der Deutschen Bahn AG gelang
es dem Städtenetz, den Schie-
nenverkehr auf der Sachsen-
Franken-Magistrale wieder auf
ein adäquates Niveau zu brin-
gen. Seit Dezember vergangenen

Jahres verkehrt der Franken-
Sachsen-Express im Stundentakt
zwischen Nürnberg und Dresden
bei optimalen Anschlüssen an al-
len Bahnhöfen. Dabei liegt die
Reisezeit unter der des früheren
ICE TD. Noch vor drei Jahren
war diese Renaissance des Schie-
nenverkehrs auf der Sachsen-
Franken-Magistrale in der Fach-
welt für unmöglich gehalten
worden. Die Auszeichnung von
Pro Bahn gilt daher auch der
großen Initiativkraft und fachlich
fundierten Netzwerkarbeit des
Städtenetzes.

„Der Erfolg des Städtenetzes
über die Jahre beweist, dass sich
der große Aufwand der Partner,
der mit dem Zusammenschluss
verbunden ist, gelohnt hat“, so
Rathauschef Michael Hohl in
seiner Dankesrede. Er versprach,
dass die Oberbürgermeister im
Städtenetz auch in Zukunft nicht
locker lassen werden, ihre Ziele,
von denen sie überzeugt seien,
zum Nutzen der Städte, der Bür-
ger, der Unternehmen und der
Bahnkunden vehement zu ver-
folgen. DK

„Wer einmal in Landshut war, wird wiederkommen“: Der
Wirtschaftsstandort Landshut – geschichtsträchtig, traditio-
nell und weltoffen – präsentierte sich am Airport-Forum.

Wirtschaftsstandort Landshut:

Leistungsschau
am Airport-Forum

„Gestatten: Landshut!“ – Die Stadt Landshut einmal auf eine
ganz besondere Art und Weise entdecken und erleben konnten
Besucher des Flughafens München eine Woche lang am Air-
port-Forum. Auf rund 4000 Quadratmetern wurden die Qua-
litäten des Wirtschaftsraumes Landshut mit seinen Institutio-
nen und rund 17 Firmen aus Stadt und Landkreis mittels so-
genannter „Kulissen-Inseln“ offenkundig.

Von Wirtschaft, Kultur und Ar-
beitsmarkt über Freizeit- und
Wohnqualität bis hin zu For-
schung und Weiterbildung: Facet-
tenreich zeigte sich die Nieder-
bayern-Metropole mit „Landshut
on tour“, einem Projekt der Stadt
Landshut unter Federführung des
Stadtmarketing-Beauftragten,
Michael Kliebenstein.

Stadt mit Stil und Charakter

Landshut - eine Stadt mit Cha-
rakter, Stil und individuellem
Profil - geschichtsträchtig, tradi-
tionell und weltoffen. In punkto
Wirtschaftskraft gehört sie zu
den Besten in ganz Deutschland.
Die über 800-jährige Stadt ist
temperamentvoller als jemals zu-
vor. Nur 20 Minuten vom Flug-
hafen München entfernt, bietet
Landshut zu jeder Jahreszeit viel-

fältige Möglichkeiten, einzutau-
chen in eine Freizeit- und Erleb-
niswelt, die jeglichen Alltags-
stress vergessen lässt.

Ideale Plattform

„Das Airport-Forum ist eine
ideale Plattform und bietet die op-
timale Gelegenheit, unseren zu-
kunftsträchtigen Standort einer
breiten, auch internationalen Ziel-
gruppe zu präsentieren“, zeigte
sich OB Hans Rampf überzeugt.
Das Airport-Forum ist Mittel-
punkt und Drehscheibe des Flug-
hafens und mit rund 10.000 Qua-
dratmetern die größte überdachte
Freifläche Europas, in bester La-
ge, mit hoher Besucherfrequenz.
Das Forum bietet ein ganz spezi-
elles Flair für eine Landshut-Prä-
sentation inmitten des internatio-
nalen Ambientes.

Busförderung im Freistaat:

VDV begrüßt
Wiedereinführung

Die Landesgruppe Bayern im Verband Deutscher Verkehrs-
unternehmen begrüßt die angekündigte Wiedereinführung der
Busförderung im Freistaat Bayern. Mit der Ankündigung von
Staatsministerin Emilia Müller sei endlich der Fehler ihres
Amtsvorgängers korrigiert worden. Nun komme es darauf an,
eine angemessene Verteilung zwischen den Verkehrsunterneh-
men in Stadt und Region herbeizuführen. „Nachdem von den
713 Millionen Fahrgästen, die mit Bussen befördert werden, al-
lein 514 Millionen auf die Verdichtungsräume entfallen, ist da-
von auszugehen, dass die Busförderung nicht einseitig auf den
Nahverkehr in der Fläche entfällt“, so Gerrit Poel, Geschäfts-
führer der Landesgruppe Bayern. Poel weiter: „Klimaschutz
findet auch in den Verdichtungsräumen statt. Abgesehen davon
habe ich bisher noch nie etwas von einem drohenden Verkehrs-
infarkt in der Region gehört!“

Der VDV ist der Branchenverband für den öffentlichen Nah-
verkehr auf Straße und Schiene sowie für den Schienengüter-
verkehr in Deutschland. Die Unternehmen der Landesgruppe
Bayern befördern derzeit rund 1,2 Mrd. Fahrgäste pro Jahr.

Umweltminister Dr. Otmar Bernhard:

High-Tech-Asphalt lehrt
Autos das Flüstern

„Mit Innovation aus Bayern gegen Straßenlärm“

Bayerns neuartiger High-Tech-Straßenbelag lehrt Autos das
Flüstern: Ob Autobahn, Bundesstraße oder Innenstadt, der
2003 erstmals in Deutschland eingebaute offenporige Asphalt
in zweischichtiger Bauweise (ZWOPA) verringert den Lärm
um 80 Prozent und mehr. Dieses erfreuliche Resümee zu den
neuen technologischen Instrumenten zur Minderung des
Straßenverkehrslärms zog Umwelt- und Gesundheitsminister
Otmar Bernhard.

„Mehr als zwei Drittel der
Deutschen klagen über eine
zu hohe Lärmbelastung. Lärm
mindert die Lebensqualität und
gefährdet die Gesundheit. An-
gesichts prognostizierter Zu-
nahmen des Kfz-Verkehrs um
25 Prozent und des Güterver-
kehrs um 80 Prozent bis 2015
brauchen gerade die Städte
neue und effektive technische
Möglichkeiten, um die Haupt-
lärmquelle Straßenverkehr spür-
bar zu verringern“, betonte
Bernhard.

Er wies darauf hin, dass
ZWOPA und leise Reifen die
Lärmbelastung zur Hauptver-
kehrszeit auf das Niveau eines
Sonntag vormittags senken kön-
nen: „Flüsterasphalt bringt eine
Lärmverringerung von 7 bis 9
Dezibel, auch leisere Reifen
können nochmals 3 Dezibel er-
zielen.“ Bernhard forderte da-
her, leise Reifen häufiger als
bisher einzusetzen. Leise Reifen
müssten Standard beim Reifen-
kauf und bei der Ausstattung
von Neuwagen sein. Zudem
werde sich die Staatsregierung
für eine wirksame und rasche
Fortschreibung der EU-Reifen-
richtlinie einsetzen und prüfen,
ob Bayern selbst Projekte zur
Entwicklung umweltfreundli-
cher Reifen durchführt.

ZWOPA-Strecken

Die drei ersten ZWOPA-
Strecken in Bayern haben die in
sie gesetzten Erwartungen zur
Lärmminderung erfüllt: In In-
golstadt mindert seit Sommer
2005 der neue Fahrbahnbelag
bei 50 Stundenkilometern den
Lärm um 7 Dezibel. Die beson-
dere Herausforderung hier ist,
dass es sich um eine normale
innerstädtische Hauptverkehrs-
straße handelt, das heißt ohne
Schnellstraßencharakter, aber
mit Abbiegespuren und Kreu-
zungsbereichen. Hier wird der
Fahrbahnbelag erhöhten mecha-
nischen Belastungen ausgesetzt.
Das Projekt wurde 2007 im
bundesweiten Ideenwettbewerb
„365 Orte im Land der Ideen“
ausgezeichnet.

Bereits im Sommer 2003
wurde in Augsburg in einem
Pilotprojekt ZWOPA auf der 4-
streifigen B 17-Westtangente
mit Höchstgeschwindigkeiten
von 70 km/h eingebaut. Die
Fahrbahn erzielte bei der Ab-
nahmemessung eine Pegelmin-
derung von ebenfalls 7 Dezibel,
die bis heute anhält. Die Stadt
Augsburg baut derzeit in Eigen-
regie auf einem Anschlussab-
schnitt der B 17 ebenfalls einen
ZWOPA ein.

Der Einbau eines ZWOPAs
auf 10 km Länge beim 8-streifi-
gen Ausbau der A 9 bei Garching
im September 2005 war das Er-
gebnis des im Planfeststellungs-
verfahren entwickelten Lärm-
schutzkonzepts. Die erzielte An-
fangspegelminderung beträgt
hier aufgrund der bei höheren
Fahrgeschwindigkeiten besseren
Wirkung sogar 9 Dezibel.

Bessere
Wirtschaftlichkeit

Der zweilagig offenporige
Asphalt ist ein echtes High-
Tech-Produkt. Eine sehr ebene
obere Schicht mindert schon die
Entstehung von Reifengeräu-
schen. Besondere Hohlräume
in den zwei Deckschichten
schlucken Roll- aber auch An-
triebsgeräusche weiter. Die fei-
ner aufgebaute obere Schicht
wirkt zudem als Schmutzfänger
und verhindert, dass sich die
zweite Schicht zusetzt und da-
durch ihre Funktion verliert.
Die Hohlräume führen außer-
dem zu einem raschen Abfluss
von Regenwasser und mindern
so die Aquaplaning-Gefahr.

Der Einsatz von ZWOPA bie-
tet sich bei besonderen Situa-
tionen als ortsbildverträgliche
Schallschutzmaßnahme an. Ins-
besondere dann, wenn kosten-
günstige Lärmschutzwälle nicht
möglich sind, beidseitig Lärm-
schutz erforderlich ist, hohe Ge-
bäude geschützt werden müssen
oder Einhausungen eingespart
werden können, weisen ZWO-
PA trotz Mehrkosten beim Fahr-
bahnbelag auch oft eine bessere
Wirtschaftlichkeit auf.
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Typisch E-Plus GruPPE:
schon wieder ganz vorn.

Dem Markt voraus zu sein hat bei uns Tradition. Weil wir nicht nur uns, sondern auch den Mobilfunk immer wieder neu erfinden.
Zum Beispiel mit der ersten Flatrate. Oder den ersten Tarifen speziell für Geschäftskunden. Das macht uns nicht nur stolz,
sondern verweist die Konkurrenz auch im Unternehmenswachstum auf die hinteren Plätze.

Kommunaler Mobilfunkdialog
bleibt stabil

Die Bayerische Gemeindezeitung im Gespräch mit der E-Plus Gruppe

Bereits im Jahre 2007 berichtete die Bayerische Gemeindezei-
tung über die neue Rollenverteilung zwischen der E-Plus
Gruppe als Eignerin des Mobilfunknetzes und der Firma Alca-
tel Lucent Network Services GmbH (ALNS) als Dienstleister
für Aufbau, Betrieb und Wartung. Nun befragte die GZ
E-Plus Pressesprecher Martin Reinicke und Referent Hilmar
Möhlmann zu den allgemeinen Entwicklungen beim Dialog
mit den Kommunen und zum Netzausbau in Bayern.

GZ: Der Wirtschaftspresse
zufolge haben sie den Dienst-
leistungsvertrag mit ALNS
von drei auf insgesamt fünf
Jahre verlängert. Offensicht-
lich ist man bei E-Plus zufrie-
den mit dem Netzausbau?

Reinicke: Unser Netzausbau
schreitet kontinuierlich voran.
Dabei vertrauen wir auf unsere
Zusammenarbeit mit ALNS. Bei
den neueren UMTS-Stationen
haben wir bis Ende 2005 durch
den Ausbau der Ballungsgebie-
te die Lizenzauflagen erfüllt und
haben bis Ende 2007 auch noch
einiges in die Verbesserung der
klassischen GSM-Abdeckung im
ländlichen Raum Bayerns inve-
stiert – teilweise durch neue
Standorte, teilweise durch Mo-
dernisierung von bestehenden
Stationen.

GZ: Soviel zur jüngeren
Vergangenheit. Wie sieht es
aktuell aus?

Reinicke: Wir verändern der-
zeit den Focus, der seit Ende
2005 auf GSM-Abdeckung für
den ländlichen Raum und

flächendeckenden GSM-Moder-
nisierungen lag. Dadurch konnte
unser GSM-Netz der wachsen-
den Nachfrage der Menschen
nach unseren Marken E-Plus,
BASE, SIMYO und unseren
Partnermarken wie z.B. AldiTalk
gerecht werden. Nun steigt auch
die Nachfrage nach dem mobi-
len Internet – daher verbessern
wir aktuell die UMTS-Kapazitä-
ten in den größeren Städten und
im näheren Umland. In der
Fläche Bayerns führen wir in
diesem Jahr lediglich einige we-
nige Neubauten und Modernisie-
rungen von bestehenden GSM-
Stationen durch.

GZ: Stimmen Sie sich wei-
ter mit den Kommunen ab,
wenn Sie neue Standorte er-
richten? Welche Entwicklun-
gen gibt es dabei?

Möhlmann: Der Bayerische
Mobilfunkpakt bleibt das be-
währte Verfahren, um kommu-
nale Belange in die Standortsu-
che zu integrieren. Je eher eine
Kommune auf die jeweilige Ein-
ladung zum Dialog konstruktiv

reagiert, desto größer ist die
Wahrscheinlichkeit, einen neu-
en Standort im Konsens zu fin-
den. Eine grundsätzliche Ableh-
nung von Mobilfunk gibt es bei
Kommunen fast gar nicht mehr
und auch bei Bürgerinitiativen
nur noch sehr selten, weil die
Bedeutung der Versorgung all-
gemein anerkannt wird. Schwie-
riger wird es, wenn es um das
konkrete „Wohin mit der Sta-
tion?“ geht. Die technischen
Zwänge für den begrenzten
räumlichen Kompromissspiel-
raum zu vermitteln, bleibt bis-
weilen anspruchsvoll.

GZ: Was halten Sie von
Mobilfunkkonzepten und An-

sätzen zur Mobilfunkregulie-
rung über Flächennutzungs-
oder Bebauungspläne?

Möhlmann: Das sind beides
recht teure und gleichzeitig
rechtsunsichere Wege, bei de-
nen man letztlich inhaltlich
kaum mehr erreichen wird als
bei einer konstruktiven Abstim-
mung zwischen Kommune und
Netzbetreiber. Letztlich muss
ein Standort immer funktech-
nisch und wirtschaftlich akzep-
tabel sein. Gerade die dynami-
sche Entwicklung der Nachfra-
ge im Netz der E-Plus Gruppe
zeigt, dass der Versorgungs-
wunsch der Menschen beim
Mobilfunk eine größere Flexi-
bilität erfordert, als das ge-
wöhnlich auf Jahrzehnte an-
gelegte Instrument der Bauleit-
planung zu bieten hat. Eine ex-
terne Beratung der Kommune
im Abstimmungsverfahren kann
allerdings sinnvoll sein, um die
Situation bei den Immissionen
zu objektivieren.

Massive Belastung
durch Bahnlärm

Protest von Bürgerinitiative und Gemeinden
in der Region Würzburg

Über 400 Güterzüge, Regionalexpresszüge und Regionalbahnen
zählte die Veitshöchheimer „Bürgerinitiative gegen Schienenlärm“
an einem Tag auf der Bahnstrecke Gemünden-Würzburg. Durch
Unterschriftensammlungen will die Organisation erreichen, dass
entlang der Strecke Lärmschutzwände installiert werden. Unter-
stützt wird sie von den Gemeinden Veitshöchheim und Margets-
höchheim.

Werner Götz, der die Bürger-
bewegung Anfang 2008 gründe-
te, setzt sich seit 2006 in Briefen
dafür ein, dass die Lärmbela-
stung entlang der Schienen-
strecke sinkt. Lärmmessungen in
Wohnungen ergaben laut dem
SPD-Gemeinderat von Veits-
höchheim dramatische Lärmbe-
lastungen.

Bei einer Familie, die lediglich
15 Meter von der Gleisachse ent-
fernt wohnt, wurde eine mittlere
Lärmbelastung von 83 Dezibel
gemessen. Die Höchstbelastung
lag bei 93 Dezibel. Zulässig ist ein
Lärmgrenzwert von 62 Dezibel,
wobei die Bahn als umwelt-
freundliches Verkehrsmittel einen
Bonus von fünf Dezibel hat. Aber
auch dieser Grenzwert von 67 De-
zibel wurde weit überschritten.

Europaweiter Kampf

Europaweit kämpfen Bürger
gegen Schienenlärm. Politisch
scheinen sie unterstützt zu wer-
den. So wurde im 1996 veröffent-
lichten Grünbuch der Europäi-
schen Kommission über die künf-
tige Lärmschutzpolitik die Bela-
stung durch Lärm als eines der
größten Umweltprobleme in Eu-
ropa bezeichnet. Der EU-Umge-
bungslärmrichtlinie vom Jahr 2002
zufolge müssen alle Mitgliedsstaa-
ten Lärmkarten erstellen und Maß-
nahmen zur Lärmminderung um-
setzen. 2005 wurde die Richtlinie
in deutsches Recht umgesetzt.
Heuer im März, so Götz, sollte
für die Bahnstrecke Gemünden-
Würzburg erstmals eine Lärmkarte
vorgelegt werden. Doch wie ihm
das Eisenbahnbundesamt mitteil-
te, konnte der Zeitplan nicht einge-
halten werden. Es werde wohl bis
Juli dauern, hieß es.

Um Druck auf die Politik aus-
zuüben, wurden im Raum Würz-
burg rund 750 Unterschriften ge-
sammelt. Götz hofft, auch Ge-
meinden im Kreis Main-Spessart
für die Initiative gegen Schienen-
lärm zu gewinnen. Je mehr Men-
schen hinter der Forderung der
Bürgerinitiative stehen, so der pen-
sionierte Bauingenieur, umso eher
könnten Lärmschutzwände durch-
gesetzt werden.

Wobei: Die Mittel für Lärm-
schutzmaßnahmen entlang von
Bahnstrecken sind gering. Wie
Karin Roth, Parlamentarische

Staatsekretärin im Bundesver-
kehrsministerium, der Bürgeri-
nitiative mitteilte, rechnet der
Bund damit, dass deutschlandweit
Lärmschutzmaßnahmen in Höhe
von 2,5 Milliarden Euro anstehen.
Pro Jahr stehen jedoch lediglich
100 Millionen Euro zur Verfü-
gung. Dies bedeutet, so Götz, dass
es 25 Jahre dauern wird, bis alle
lärmgeplagten Bürger Hilfe erhal-
ten. Verteilt werden die Mittel
nach Informationen des Gemein-
derats entsprechend einer Prioritä-
tenliste. Fast 230 Projekte stehen
auf dieser Liste. Die Bahnstrecke
Gemünden-Würzburg rangiert
nach seinen Kenntnissen weit hin-
ten auf Platz 71.

Übel an der Wurzel packen

Wie Götz weiter herausfand,
will die Politik lieber den Lärm an
der Quelle bekämpfen als in
Lärmschutzwände investieren. Fa-
vorisiert wird laut dem Initiator der
Bürgerinitiative zum Beispiel der
Einbau von Kunststoffbremsen
bei neuen Güterwaggons. Den
Menschen entlang der Bahn-
strecke Gemünden-Würzburg sei
damit auf lange Sicht nicht gehol-
fen, zu groß sei der bestehende
Fuhrpark der Bahn. Außerdem
würden auch private Betreiber und
ausländische Bahnen die Strecke
benutzen. Lärmschutzwände seien
nötig, denn die Lärmbelastung
entlang der Bahnlinie führe zu gra-
vierenden gesundheitlichen Beein-
trächtigungen der Betroffenen. Ei-
nige Anwohner litten unter massi-
ven Schlafstörungen.

Ende Januar brachte Götz das
Anliegen der Bürgerinitiative noch
einmal bei einem Treffen mit Ka-
rin Roth und dem SPD-Bundes-
tagsabgeordneten Walter Kolbow
vor. Dass täglich über 400 Züge
durch Veitshöchheim brausen,
gab Roth zu denken, berichtet der
Gemeinderat. Sie versprach, sich
für ein vorgezogenes Planfeststel-
lungsverfahren zur Installation
von Lärmschutzwänden zu enga-
gieren. Doch nichts geschah. Mit-
te April erinnerte Götz sie schrift-
lich an ihr Versprechen: „Doch es
kam keineAntwort.“ Vor wenigen
Tagen schickte er ein weiteres
Schreiben nach Berlin.Auch hofft
er auf weitere Unterstützer der
Bürgerinitiative, um das Lärmpro-
blem endlich zu lösen. Pat Christ

MdL Franz Pschierer zur Zukunft des Regionalverkehrs:

Attraktives Angebot
in allen Regionen!

Die CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag will, dass die Men-
schen in allen Gebieten Bayerns auch in Zukunft eine intakte Re-
gionalverkehrs-Infrastruktur nutzen können. Daher fordert Franz
Pschierer, derVorsitzende des Landtagsausschusses fürWirtschaft
und Verkehr, anlässlich der derzeit tagenden deutschen Verkehrs-
ministerkonferenz in Brüssel: „Die Erlöse aus der geplanten Teil-
privatisierung der Bahn sollen zum Ausbau des Schienennetzes
und zur Sanierung der Bahnhöfe verwendet werden.“

Der CSU-Politiker begrüßt
die Einigung zwischen den
SPD-Flügeln auf ein Kompro-
missmodell bei der Bahn-Re-
form und den jetzt frei gewor-
denen Weg der Teilprivatisie-
rung: „Das Konzept ist eine
gute Grundlage für einen Kon-
sens.“ Nach SPD-Plänen sollen
höchstens 24,9 Prozent des
Personen- und Güterverkehrs
an Investoren verkauft werden.
Bahnhöfe und Schienen sollen
hingegen komplett im Staats-
besitz bleiben. Langfristig hält
Pschierer allerdings eine weite-
re Privatisierung für sinnvoll.
„Der Verkehrs- und Logi-
stikbereich soll in einem näch-
sten Schritt weiter privatisiert
werden, wenn die Erfahrungen
mit der ersten Tranche positiv
sind.“

Investitionsstau beseitigen

Unabhängig davon will Pschie-
rer die Länderinteressen wah-
ren: „Für mich ist es wichtig,
dass die Infrastruktur – vor al-
lem Schienennetz und Bahnhö-
fe – auch künftig in staatlicher
Hand bleibt und damit die Zu-
kunft des Regionalverkehrs in
den ländlichen Gebieten gesi-
chert ist. Um den Schienenver-

kehr in der Fläche attraktiver zu
gestalten, müssen wir sicher-
stellen, dass die Erlöse in die
Schieneninfrastruktur reinve-
stiert werden. Nur so können
wir ein langfristig attraktives
Angebot in allen Regionen
schaffen und den Investitions-
stau beseitigen.“

Länderinteressen wahren

Die Länder zahlen nicht nur
über die Bestellerentgelte,
sondern auch für Züge und
Infrastruktur jedes Jahr rund
sieben Milliarden Euro für den
Schienenverkehr – hauptsäch-
lich an die verschiedenen Un-
ternehmen der Deutschen
Bahn AG. Allein Bayern zahlt
jedes Jahr rund eine Milliarde
Euro.

„Mitspracherechte der Län-
der auch im Hinblick auf die
Infrastruktur und eine gewisse
Verwendungskontrolle dürf-
ten da selbstverständlich sein“,
erklärte der CSU-Politiker.
Um die Länderinteressen bei
der Bahnreform durchzusetzen
sieht Pschierer verschiedene
Möglichkeiten: „Am besten,
die Länderinteressen würden
in einem Gesetz festgeschrie-
ben.“

Neuer Paneuropa-Radweg
führt durch Franken

Eröffnung durch Kommunalpolitiker

Nürnberg - Ein neuer Paneuropa-Radweg verbindet künftig
die westeuropäische Metropole Paris mit der mitteleuropäi-
schen Mit Metropole Prag.

Die Initiative für dieses Projekt geht auf die Paneuropa-Union
Neustadt-Weiden unter Vorsitz von Bernhard Steghöfer zurück,
die überregional auch durch ihre jährlichen Baumpflanzungen
am „Mittelpunkt Europas“ bekannt geworden ist.

Völkerverbindende Route

Die offizielle Eröffnung des neuen, 1537 Kilometer langen
Radweges nahmen unter anderem der Landrat von Neustadt an
der Waldnaab, Simon Wittmann, seit Jahrzehnten Mitglied der
Paneuropa-Union, sowie der Nürnberger Oberbürgermeister Ul-
rich Maly vor.

Die Route startet am Pariser Gare de l’Est und führt über die
Europahauptstadt Straßburg nach Heidelberg. Von dort geht es
weiter auf der Burgenstraße via Rothenburg ob der Tauber über
Nürnberg und Waidhaus nach Pilsen und Prag.

Der völkerverbindende Radweg folgt weitgehend schon exi-
stenten und gut ausgebauten Teilstrecken, die zusätzlich mit dem
blaugelben Europalogo gekennzeichnet wurden. Lediglich im
bayerisch-böhmischen Grenzgebiet mussten die Strecken neu
angelegt werden, was die Europäische Union durch Zuschüsse
förderte. fpo
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Schweinfurter Kreisräte
feierlich verabschiedet

Im Rahmen einer kleinen Feierstunde hat Schweinfurts
Landrat Harald Leitherer 23 Kreisräte aus ihrem Amt ver-
abschiedet. Der Landrat würdigte den Einsatz und das Enga-
gement jedes einzelnen - und vor allem das vertrauensvolle,
gemeinsame und parteiübergreifende Wirken zum Wohle des
Landkreises. Als Dankeschön gab es einen Wappenteller aus
Zinn mit persönlicher Gravur. Folgende Kreisräte wurden
verabschiedet: Wolfgang Eller, Otto Eusemann, Robert
Gießübel, Josef Göbel, Katharina Graf, Horst Herbert, Peter
Höhn, Konrad Klein, Manfred Knieß, Gerlinde Seifert, Hedi
Seifert, Ingrid Stemmer (alle CSU), Rudi Lutz, Georg Petz,
Gabriele Sander, Gabriela Triphan (alle SPD), Jürgen Bau-
meister, Irene Gräf-Böhm, Ruth Hanna Gube, Baldur Sturm
(alle Freie Wähler), Elke Öchsner, Rainer Pließ (beide Grü-
ne) und Georg Sauer (FDP).

Landshuts OB Hans Rampf:

Steuersenkungen
angekündigt

Anlässlich des Empfangs der Stadt Landshut für die Landshuter
Wirtschaft, der in Wirtschaftskreisen wieder enorme Resonanz ge-
funden hatte, hat Oberbürgermeister Hans Rampf angekündigt,
dass er sich im Stadtrat definitiv für die Senkung der Hebesätze
der Grund- und der Gewerbesteuer einsetzen will.

„Zwischen Juni 2006 und Sep-
tember 2007 hat sich die Zahl
der sozialversicherungspflichtig
Beschäftigten in der Stadt Lands-
hut um 4,4 Prozent erhöht“, gab
der Oberbürgermeister bekannt.
Entsprechend falle die Arbeitslo-
senquote mit 4,2 Prozent im Be-
reich der Hauptstelle Landshut
der Agentur für Arbeit überaus
positiv aus.

Die Stadt Landshut trage mit
Bruttoinvestitionen in Höhe von
22 Millionen Euro zur Wirt-
schaftsleistung bei. Außerdem
sei es gelungen, im vergangenen
Jahr nicht nur das Ziel „Netto-
neuverschuldung Null“ zu errei-
chen. Im Gegenteil: „Wir konn-
ten die Verschuldung um 1,9
Millionen Euro reduzieren!“

Neuinvestitionen

Seit 31. Dezember 2004 ist der
Gesamtschuldenstand der Stadt
einschließlich Bayerngrund,
Stadtwerke, Klinikum um etwa
25 Millionen Euro oder 8,4 Pro-
zent gesenkt worden. Im selben
Zeitraum sind laut Rampf allein
von der Stadt 74 Millionen Euro
neu investiert worden. Zusammen
mit den Investitionen der Stadt-
werke (12,8 Millionen Euro), des
Klinikums (11,99 Millionen Eu-
ro), der Heilig-Geist-Spital-Stif-
tung (2,2 Millionen Euro) und der
Messegesellschaft (0,2 Millionen
Euro) werden vom „Unterneh-
men Stadt“ 2008 voraussichtlich
Investitionen in Höhe von 49,19

Millionen Euro durchgeführt, die
ebenfalls ohne Zunahme der Ver-
schuldung geplant sind.

Hebesätze reduzieren

Beim Empfang für die Lands-
huter Wirtschaft teilte Hans
Rampf ebenso mit, dass er dem
Stadtrat vorschlagen werde, die
Hebesätze für die Gewerbesteu-
er auf 380 Prozent zu senken
(von derzeit 400) und die Grund-
steuer auf 390 Prozent (derzeit
405). „Wir reden nicht von Steu-
ersenkungen, sondern wir führen
– wenn der Stadtrat meinen Vor-
schlägen folgt – Steuersenkun-
gen durch.“

Zeichen setzen

Dies kommt nach den Worten
des Oberbürgermeisters der
Wirtschaft, den Haus- und
Grundbesitzern, den Mietern
und damit allen Bürgerinnen und
Bürgern in der Stadt zugute.
„Wir wollen damit ein Zeichen
für die Zukunft der Stadt setzen.
Die Senkung bei der Gewerbe-
steuer ist ein besonderes Zeichen
an die gewerbliche Wirtschaft,
weiter mit dem Standort Stadt
Landshut verbunden zu bleiben
und ist vielleicht ein Anreiz, sich
in Landshut anzusiedeln.“ Den-
noch, so der Oberbürgermeister,
verspreche er, dass an der Haus-
haltsdisziplin im städtischen
Haushalt weiter eisern festhalten
werde.

Kaiser folgt auf Vogele
Schwäbische Landräte wählten Oberallgäuer Landrat

zu ihrem Vorsitzenden

Die schwäbischen Landräte wählten bei ihrer Tagung im Augs-
burger Landratsamt den Oberallgäuer Landrat Gebhard Kaiser
einstimmig zu ihrem neuen Vorsitzenden. Er tritt damit die Nach-
folge von Dr. Karl Vogele an, der ausAltersgründen im Landkreis
Augsburg nicht mehr als Landrat kandidieren konnte und somit
auch für den Vorsitz nicht mehr zur Verfügung stand.

Vogele hatte 2004 den Vorsitz
nach dem Tod des Dillinger
Landrats Dr.Anton Dietrich über-
nommen. Zu Kaisers Stellver-
treter wurde der Günzburger
Landrat Hubert Hafner gewählt.

Fokus auf Umweltpakt

Kaiser will sich in seiner neu-
en Funktion vor allem für einen
gerechteren Finanzausgleich
einsetzen, der auch soziale Be-
sonderheiten in den Kommunen
berücksichtigt. Ein weiteres The-
ma, das er beschleunigt wissen
möchte, ist der Umweltpakt. Er
möchte den Ausbau regenerati-
ver Energien im kommunalen
Hochbau vorantreiben, aber
auch die Vernetzung privater
Haushalte mit der Wirtschaft in-
tensivieren.

Ländlicher Raum darf
nicht auf der Strecke bleiben

Bei der Gesundheitsversor-
gung will sich Kaiser für den
Erhalt eines wohnortnahen An-
gebots an Krankenhäusern und
Hausärzten einsetzen und sich
für eine bessere Finanzausstat-
tung des Augsburger Klinikums
stark machen: „Der ländliche
Raum darf nicht auf der Strecke
bleiben“, lautet seine Forderung
in Richtung Bund und Land.

Kommunaler Straßenbau

Überdies bemängelten die
Landräte in ihrer Sitzung die

Absenkung der Mittel des Frei-
staats für den kommunalen
Straßenbau. Bayern stellt 2008
für diesen Zweck in seinem
Haushalt nur noch 120 Millio-
nen Euro statt bislang 160 Mil-
lionen Euro zur Verfügung. Da-
mit würde die Zuschussquote
auf unter 50 Prozent sinken.
„Das wäre fürs flache Land fa-
tal“, befürchtet Kaiser. Die
schwäbischen Landräte haben
deshalb die klare Forderung an
das bayerische Innenministeri-
um und den Landtag formuliert,
diese Mittel wieder aufzu-
stocken.

Erfahrener Politiker

Gebhard Kaiser hat das kom-
munalpolitische Handwerk von
der Pike auf gelernt. Von 1975
bis 1986 war er Bürgermeister
in Wiggensbach, von 1978 bis
1996 Mitglied des Oberallgäuer
Kreistags, von 1984 bis 1996
Stellvertretender Landrat, bevor
er dann zum Landrat des Land-
kreises Oberallgäu gewählt
wurde.

Er ist Mitglied in verschiede-
nen Ausschüssen des Bayeri-
schen Landkreistags. Politische
Erfahrungen auf Landesebene
sammelte er überdies von 1986
bis 1994 als Landtagsabgeord-
neter. Mit Hafner steht ihm ein
erfahrener Politiker und Ver-
waltungsfachmann zur Seite,
der auch schon 18 Jahre kom-
munalpolitische Erfahrung vor-
weisen kann.

Historische Woche von 27. Juli bis 3. August:

Wallenstein in
Memmingen

Nach vierjähriger Pause gestalten der Fischertagsverein Mem-
mingen und eine Vielzahl von Bürgern der schwäbischen Stadt
von 27. Juli bis 3. August erneut das historische Festspiel „1630
– Wallenstein in Memmingen“. Die über 4000 Mitwirkenden in
ihren originalgetreuen Gewändern mit 400 Pferden, prunkvol-
len Kutschen und einer großen Anzahl an Fuhrwerken wie Ku-
gelfang- und Marketenderwagen lassen damit auf eindrucks-
volle Weise bereits zum achten Mal ein bewegtes Stück deut-
scher und reichsstädtischer Zeit wieder aufleben.

„Wenn 300 Pferde mit den
Hufen scharren und sich die
Männer Bärte wachsen lassen,
dann ist es wieder soweit“, skiz-
zierte Fischertagsvereins-Vorsit-
zender Dieter Zinth die derzeiti-
ge Situation in Memmingen.
Denn, so Heimatpfleger Uli
Braun, nach vier Jahren sei die
Sehnsucht in der Bevölkerung
groß, wieder in die Kostüme der
wallensteinschen Zeit zu schlüp-
fen. Beide Redner gehörten zu
denjenigen, die vor der Presse
die im Rahmen einer histori-
schen Woche stattfindenden
Wallensteinspiele vorstellten.

Oberbürgermeister Dr. Ivo
Holzinger sprach von einer der
erfolgreichsten Bürgerinitiati-
ven, die es in Memmingen je
gegeben habe. Gemeint war der
Fischertagsverein mitsamt sei-
nen Führungsriegen, die seit
1980 alle vier Jahre die Wallen-
steinspiele neuerer Zeit organi-
sieren. Nicht nur die städtische
Bevölkerung sei aktiv an de-
ren Gestaltung beteiligt: „Auch
zahllose Bürger des Umlandes
sind eingebunden“, betonte Hol-
zinger. Die Stadt stehe politisch
und verwaltungstechnisch voll
hinter dem veranstaltenden Ver-
ein. Leider würden die Spiele in
diesem Jahr durch städtische
Entwicklungsmaßnahmen
(Bauarbeiten am Weinmarkt)
beeinträchtigt. Man habe aber in
Zusammenarbeit mit dem Vor-
stand des Fischertagsvereins ei-
nen für alle tragbaren Kompro-
miss gefunden.

Im Rahmen eines histori-
schen Rückblicks machte Hei-
matpfleger Uli Braun deutlich,
dass es nicht darum gehe, den
Aufenthalt Wallensteins in
Memmingen zu verherrlichen.
Vielmehr spiele die Bevölke-
rung ihre eigene Geschichte
nach, denn: „Spielfreudig sind
die heimischen Bürger schon
immer gewesen.“ Dies lasse
sich bis ins 15. Jahrhundert
zurück verfolgen. Eine gute

Plattform für die Darstellung
der Zeit, in der Wallenstein sich
Memmingen als Quartier ausge-
sucht habe, sei der Fischertags-
verein, der sowohl von seiner
Tradition als auch von seiner
Mitgliederzahl her geeignet sei,
eine solche Großveranstaltung
zu meistern. 1925 sei der kai-
serliche Feldherr erstmals nach
1630 wieder in die Maustadt
eingezogen. Mit den Spielen in
ihrer heutigen Fassung habe
man 1980 unter der Leitung von
Hermann Pfeifer begonnen.

Intensive Vorbereitung

Seit zwei Jahren sei man in-
tensiv mit der Vorbereitung der
kommenden Spiele befasst, ver-
deutlichte Dieter Zinth die Ar-
beit der Verantwortlichen. Man
fühle sich verpflichtet, den gu-
ten Ruf der Spiele in aller Welt
fortzuführen. Auch heuer hätten
beispielsweise Gäste aus Aus-
tralien, Japan, den USA und Ka-
nada ihr Kommen angemeldet.
Nur uneingeschränkter Team-
geist ermögliche es, eine sol-
che Mammutveranstaltung zu
schultern, die sich durch histori-
sche Genauigkeit von anderen
unterscheide und inzwischen
die größte in ganz Bayern sei.

Wertvoller Fundus

Beispielsweise würden 60.000
Einzelteile im Fundus verwaltet.
Diese, der Fuhrpark und die Ko-
stüme hätten einen Wert von rund
zwei Millionen Euro. Die Aus-
landsbesuche der historischen
Gruppen seien unter anderem aus-
schlaggebend dafür, dass auch
heuer wieder Mitwirkende aus
England, Schottland, Italien und
Ungarn ihre Beteiligung zugesagt
hätten. Etwa 350 aktive Gäste
würden erwartet. In diesem Zu-
sammenhang rief Zinth die Mem-
minger dazu auf, ihre sprichwört-
liche Gastfreundschaft erneut un-
ter Beweis zu stellen.

Neue AmmergauerAlpen GmbH:

Bündelung touristischer
Leistungen

Zwei Jahre vor den nächsten Passionsspielen 2010 richtet
Oberammergau seine touristischen Aktivitäten neu aus. Im ge-
meinsamen Verbund mit den Gemeinden Bad Kohlgrub, Bad
Bayersoien, Ettal, Unterammergau sowie Saulgrub/Altenau hat
es nunmehr alle touristischen Leistungen in einer eigenständigen
GmbH, der Ammergauer Alpen GmbH, gebündelt.

„Dreieinhalb Jahre nach ihrer
Gründung ist die Ammergauer
Alpen GmbH die einzige An-
laufstelle für touristische Servi-
celeistungen in der Region“, be-
tont Geschäftsführer Jörg Chri-
stöphler. „Vielleicht kann sie als
Mitglied innerhalb der vier Tal-
schaften im Landkreis Gar-
misch-Partenkirchen sogar ein
Modell für die Weiterentwick-
lung der Zugspitz Region sein“,
so der Geschäftsführer weiter.
Konzeptionell positionieren sich
die Ammergauer Alpen aufgrund
der naturräumlichen Ressourcen
mit zwei Kurbädern und den Al-
pen sowie der kulturellen Aus-
richtung der Region als „ganz-
heitliche Gesundheitsregion“.

Da neben dem touristischen
Marketing und Incoming (Reise-
ströme und –geschäfte) auch die
Führung und Vergabe des Mar-
kenzeichens Ammergauer Alpen
für regionale Produkte zum Auf-
trag der GmbH gehört, ist zudem
eine schlüssige Anbindung der
regionalen Produktvermarktung
wichtig. Schwerpunkte dieses
Konzepts sind die beiden Säulen
„Gesundheit, Outdoor & Regio-
nalvermarktung“ sowie „Kultur
& Spiritualität“.

Neben konkreten Anwendun-
gen wie Moorbäder zählen zu ei-
nem ganzheitlichen Gesundheits-

bewusstsein die Ernährung mit
qualitativ hochwertigen regiona-
len Produkten sowie Bewegung
zur Anregung des Herz-Kreis-
laufsystems. Hierzu bieten sich
vor der beeindruckenden Kulisse
der Alpen vor allem Ausdauer-
sportarten wie Wandern, Radfah-
ren und Langlauf an.

Damit sich die Gäste zudem
mental-spirituell erholen, schlie-
ßen die Ammergauer Alpen Kul-
tur in eine ganzheitliche Gesund-
heitsorientierung mit ein. Die ur-
sprünglich spirituellen Impulse
aus den Passionsspielen in Obe-
rammergau und der Kloster- und
Kirchenkultur Ettals sieht die
GmbH mit biblischenAufführun-
gen im Passionstheater und fas-
zinierenden Kunstausstellungen
zwischen Tradition und Moderne
im Oberammergau Museum fort-
geführt. DK

Bevor der diesjährige Wal-
lenstein-Darsteller (Dr. Holger
Hoffmann) die Augen aller An-
wesenden auf sich zog, stellte
Herbert Schreiber die einzel-
nen Gruppen vor, die jeweils
Abordnungen zur Pressekonfe-
renz gestellt hatten. Stolz ver-
wies er in diesem Zusammen-
hang auf die vereinseigene
Näherei in der bis zu 26 Frauen
(und auch Männer) seit vielen
Monaten ehrenamtlich tätig
sind. Neu sei die Gruppe der
Rontartschiere (Elitegruppe
unter den Söldnern). DK

Landkreis Augsburg:

18 Bürgermeister
verabschiedet

In heiterer Runde verabschie-
dete Landrat Dr. Karl Vogele im
Landratsamt 18 Bürgermeister
aus dem Landkreis Augsburg.
Sie hatten entweder nicht mehr
kandidiert oder waren nicht wie-
dergewählt worden. Mit dabei
waren neben seinem Vize, Land-
tagsabgeordneter Max Strehle,
auch der neue Landrat Martin
Sailer, Kommunalabteilungslei-
terin Marion Koppe und Lothar
Schneider, Stellvertreter des
Landrats im Amt.

Vogele würdigte in seiner An-
sprache die vielfältigen Verdien-
ste der scheidenden Bürgermei-
ster und betonte auch das hervor-
ragende Klima innerhalb der
kommunalen Familie: „Es war
eine gute, eine schöne Zeit. Un-
sere Zusammenarbeit war von
einem Klima des Vertrauens ge-
prägt“, so Vogele. Die scheiden-
den Bürgermeister hätten mit
Sachverstand, Leidenschaft und
Augenmaß ihre Gemeinden
nachhaltig geprägt. Gemeinsam
habe man daran gearbeitet, dass
„unsere Heimat ein Winkel der
Geborgenheit bleibt.“

Der Kreisvorsitzende des
Bayerischen Gemeindetags, Un-
termeitingens Bürgermeister Ge-
org Klaußner: „Wir waren über
alle Parteigrenzen hinweg ein
eingeschworenes Team.“
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„Recht so – einer guten Sa-
che muss man mit einem peppi-
gen Begriff auch mal ein cooles
Image geben dürfen!“ Mein
Chef, der Bürgermeister, war
ganz begeistert, als er im Wirt-
schaftsteil einer großen deut-
schen Tageszeitung einen Arti-
kel über ‚urban mining’las.

Ich hab wohl etwas dämlich
geguckt, als mir der Chef die
Worte hinwarf und lässig er-
klärte, das sei der neue Fach-
begriff dafür, was bisher etwas bräsig Abfall-
verwertung oder Recycling genannt wurde. Ei-
ne neue Bezeichnung wurde fällig, weil das
Sammeln von Abfall und die Verwertung der
darin enthaltenen Rohstoffe heutzutage keine
Frage klassischer kommunaler Dienstleistung
oder des Umweltschutzes mehr sei, sondern ein
handfester Beitrag zu unser aller wirtschaftli-
chem Wohlstand.

Auf den Wert von Altmaterial besinnen sich

die Ökonomien immer in kritischen Zeiten. Sei es
in heißen und kalten Kriegen oder wie heute in
Zeiten des globalen Verteilungskampfes um
knappe Ressourcen. Viele Rohstoffe, vor allem
seltene Metalle, sind in ihrem Vorhandensein ex-
trem begrenzt, aber entscheidend für die Herstel-
lung vieler Gegenstände, ohne die wir in unserer
Volkswirtschaft nicht mehr auskommen würden –
z. B. Flachbildschirme, Laptops, Mobiltelefone.
Auch simple Materialien wie Schrott oder Papier
werden knapp, weil die aufstrebenden Wirt-
schaftsmächte wie China, Indien oder Brasilien
heute nach dem verlangen, was sich früher nur
Europa und Nordamerika teilen mussten.

Diese Konkurrenz um Rohstoffe schlägt sich
unweigerlich im Preis nieder. Aber nicht nur an
der Zapfsäule, wo Diesel oder Benzin jetzt ein
Euro fünfzig kosten und nicht einmal die ver-
bohrtesten DM-Nostalgiker diesen Drei-Mark-
Preis auf den ‚Teuro’ schieben. Auch der Preis
für Altglas hat sich in den letzten zwei Jahren
um 67 Prozent nach oben bewegt, der für
Schrott um 77 Prozent und eine Tonne Alt-Zei-

tung kostet nach sorgfältiger
Lektüre mit 80 Euro glatt das
Doppelte von dem, was sie
noch 2006 Wert gewesen wäre.

Also jetzt ‚urban mining’:
Die städtischen Müllmänner
als Erben der Goldgräber des
Wilden Westens, der Chef des
Bauhofs als – schlechter be-
zahlter – Scheich und Altdepo-
nien als das El Dorado der Zu-
kunft mit ihren Tonnen an ver-
grabenen Metallen, elektroni-

schen Bauteilen und ähnlichem? Das ist jetzt
vielleicht überspitzt ausgedrückt, aber unser Volk
von Mülltrennern spart sich schon heute Roh-
stoffimporte im Wert von 3,7 Milliarden Euro
durch die Verwertung von Altmaterialien. Kom-
munen machen gute Geschäfte mit Müll aus Süd-
italien, Recyclingfirmen holen Papiermüll kos-
tenlos beim Bürger ab, um uns Kommunen das
Geschäft zu verderben und richtige Spitzbuben
stehlen Kupferrohre, Kabel und anderes von
Baustellen und Lagern.

Sogar die ersten Hausmülldeponien aus den
60er und 70er Jahren werden ausgebuddelt, um
an begehrte Materialien zu kommen. Japanische
Firmen haben begonnen, rund um den Globus
Elektroschrott aufzukaufen, aus dem sie in kurzer
Zeit die begehrtesten und seltensten Metalle im
industriellen Stil wiedergewinnen wollen. Und
deutsche Entsorger arbeiten daran, aus Verbren-
nungsschlacke Phosphordünger zu gewinnen.

Mein Chef, der Bürgermeister, sieht das
ganze als positive Entwicklung. Ex und hopp
war gestern, heute sind wir auf dem Umweg
über den Geldbeutel dabei, von der Natur zu
lernen: Die Natur kennt keinen Abfall. Alles
wird irgendwie wieder verwertet, Alles hat sei-
nen Platz. So wie früher bei unseren Groß- und
Urgroßeltern, die auch nur selten etwas wegge-
schmissen haben, weil sie sich dachten: Wer
weiß, wozu man es noch brauchen kann. Wenn
das heute eine neue, gute Idee ist und ‚urban
mining’ heißt – auch gut. Vielleicht hat Ludwig
Marcuse auf dem heutigen Kalenderblatt ein-
mal Recht gehabt: „Neu – das ist in der Regel
nur das, was einer Generation neu vorkommt.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Der Wert von
‘urban mining’

Zum 60. Geburtstag von Landrat Hermann Steinmaßl:

Optimist und Realist
Spaß an Verantwortung – dies ist das Motiv für Hermann
Steinmaßls öffentliches Engagement. Der Traunsteiner Land-
rat, der im März dieses Jahres mit knapp 56 Prozent in seinem
Amt bestätigt wurde, hatte kürzlich einen weiteren Grund zur
Freude, konnte er doch im Kreise seiner Familie am 15. Mai
seinen 60. Geburtstag feiern.

Erste politische Aufgaben
übernahm Steinmaßl in der Jun-
gen Union als Ortsvorsitzender
(1974/75) und Kreisvorsitzender
(1975 bis 1983). Seit 1978 enga-
gierte sich der gebürtige Fridol-
finger als Gemeinde- und Kreis-
rat. Von 1990 bis 2002 war er
Fraktionsvorsitzender der CSU
im Kreistag. Von 1982 bis 1998
gehörte Steinmaßl dem ober-
bayerischen Bezirkstag an und
1998 schaffte er den Sprung in
den Bayerischen Landtag. 2002
eroberte er auf Anhieb den Chef-
sessel im Landratsamt. Zuvor
hatte er – seit 1987 – ein eigenes
Ingenieurbüro geleitet. Stein-
maßl ist verheiratet und hat drei
Töchter.

Gewohnt schwungvoll

Seinen Hobbies Rad- und Ski-
fahren, Inline-Skaten und Foto-
grafieren wird sich das „Ge-
burtstagskind“ auch in Zukunft
nicht allzu intensiv widmen kön-
nen. Mit gewohntem Elan will es
in den nächsten Jahren wichti-
ge Projekte anpacken, die dem
Landkreis eine führende Rolle
im Wettbewerb der europäischen
Regionen sichern sollen.

„Mehr Unternehmer
denn Verwalter“

Mit 170.000 Einwohnern ist
der Landkreis Traunstein der
zehntgrößte in Bayern. Das Un-
ternehmen Landkreis habe für
Kreishaushalt, Kreiskliniken,
Kreisaltenheime und Wohnungs-
bau ein Jahresvolumen von 265
Millionen Euro und beschäftige
2570 Mitarbeiter. 2007 sei mit
einem Verwaltungshaushalt von
114 Millionen Euro ein Rekord-
jahr gewesen, betont Steinmaßl,
der sich „mehr als Unternehmer
denn als Verwalter“ sieht. Bay-
ernweit weist der Landkreis

Traunstein die geringsten Perso-
nalkosten auf.

Als die größten Herausforde-
rungen der kommenden Jahre
bezeichnet der Landrat nach wie
vor die Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit, die demographische
Entwicklung und die Finanzie-
rung der Sozialsysteme. Der
Rückgang der Arbeitslosigkeit
sei spürbar und es stünden mehr

kreis den Bedarf gedeckt. Auch
künftig wolle man die Betreu-
ungsangebote dem Bedarf an-
passen.

Auch dem Thema Bildung
wird im Landkreis ein hoher
Stellenwert eingeräumt. Beson-
ders die Situation an Hauptschu-
len bereite Probleme, räumt
Steinmaßl ein. Besuchte 2003
noch die Hälfte aller Schüler die
Hauptschule, werde es 2009 nur
noch etwa ein Drittel sein. Hier
benötige man eine neue Strate-
gie. Um den sozialen Brenn-
punkten entgegenzuarbeiten, ha-
be man für die Hauptschulen in
Traunstein und Traunreut einen
Sozialarbeiter eingestellt. Der
Ruf nach Unterstützung werde
auch an anderen Hauptschulen
im Landkreis laut. Hier müsse
erst noch die Finanzierung ge-
klärt werden, bevor die Schulen
mit Hilfen rechnen könnten.

Prävention von
Drogen und Gewalt

Das Thema Jugendhilfe sei
ohnehin schwierig, fährt der
Landrat fort. Eltern kämen ihrer
Verantwortung oft nicht nach.
Ein Einschreiten der Behörden
sei ein sehr sensibler Bereich,
man müsse immer das Wohl des
Kindes im Auge behalten. Als
größte Aufgabe sieht der Land-
kreischef die Prävention von
Drogen und Gewalt. „Drogen
und Gewalt sind Geschwister.
Bereits im Alter zwischen drei
und fünf Jahren sind die Ursa-
chen zu finden.“ Hier seien so-
wohl Familien als auch Kommu-
nen gefordert, so früh wie mög-
lich einzugreifen.

Vision der Region 18

Als Vorsitzender der Steuer-
gruppe stellt der Landrat seine
Vision der Region 18 vor: „Die
Region 18 ist im Jahr 2020 mit
ihrer nachhaltig leistungsstar-
ken Wirtschaftsstruktur und ih-
rer hohen Lebensqualität einer
der führenden Wohn- und Ar-
beitsstandorte unter allen ländli-
chen Räumen Europas.“ Vom
einstigen Randgebiet habe man
sich zur Drehscheibe Europas
entwickelt. Heimische Firmen
zählten zu Weltmarktführern.
Die Erweiterung Europas brin-
ge neue Konkurrenz, aber auch
neue Märkte. Daher müsse man
sich für die veränderten Anfor-
derungen rüsten. Einen wichti-
gen Beitrag könne hier das ge-
plante Güterterminal Weider-
ting und eine gute Anbindung
an die Flughäfen München und
Salzburg leisten. Gerade im
Tourismus, aber auch im Ge-
sundheitswesen seien gute
Chancen für eine Zusammenar-
beit in der Region 18 gegeben.

Besonderes Augenmerk legt
der Landrat auch auf das Energie-
konzept des Landkreises Traun-

„Tag der Netzwerke“ in Grafenau:

Blick über den Tellerrand
Zum ersten Mal veranstalteten die Euregio Bayerischer Wald-
Böhmerwald-Unterer Inn und die Regierung von Niederbay-
ern gemeinsam mit den niederbayerischern Kammern in Gra-
fenau einen „Tag der Netzwerke“. Ziel war es, die gestiegenen
Fördervoraussetzungen im neuen INTERREG IV a-Programm
Bayern-Tschechien sowie Bayern-Österreich weiter bekannt
zu machen. Der „Tag der Netzwerke“ bot den etwa 250 Inter-
essenten vielfache Gelegenheit, u. a. mit Vertretern Südböh-
mens, des Clusterlands Oberösterreich, aber auch mit den nie-
derbayerischen Clustern und Hochschulen, der LfA Förder-
bank Bayern und zahlreichen weiteren Netzwerken in der
Dreiländerregion ins Gespräch zu kommen.

Dabei wurde über Möglich-
keiten und Vorteile einer ver-
stärkten Zusammenarbeit von
Niederbayern, Oberösterreichern
und Südböhmen diskutiert.
Wolfgang Maier von der Regie-
rung von Niederbayern, Kaspar
Sammer von der Euregio sowie
der Europa-Abgeordnete Man-
fred Weber zeigten zudem auf,
wie man mit Zusammenschlüs-
sen und grenzüberschreitenden
Projekten EU-Fördergelder be-
kommen kann.

Funktionierende regionale
Netzwerke werden zunehmend
zu einem wichtigen Standortfak-
tor. Gab noch vor wenigen Jahr-
zehnten ein eng abgegrenzter
Wirtschaftsraum oder gar die
dörfliche Gemeinschaft den
Rahmen vor, in dem Unterneh-
men und Kunden vielfältige Be-
ziehungen unterhielten, so müs-
sen in Zeiten zunehmender Glo-
balisierung neue Lösungsansätze
zu einer sinnvollen Vernetzung

der Wirtschaftsteilnehmer gefun-
den werden.

Die Initiierung und die finan-
zielle Ausstattung von Netz-
werken, vielfach auch Cluster
genannt, ist deshalb mittlerweile
zu einer bedeutenden Aufgabe
der Wirtschaftsförderung gewor-
den. Hinzu kommt die besonde-
re geografische und politische
Situation im Dreiländereck. Es
gilt, Vertrauen zu schaffen und
auf diese Weise die Grenzregion
Niederbayern, Süd-böhmen und
Oberösterreich über Historie und
Sprachgrenzen hinweg zu einem
gemeinsamen Lebens- und funk-
tionierenden Wirtschaftsraum zu
machen.

EU-Förderfokus

Besondere Beachtung erlan-
gen Netzwerke auch im Bereich
der Europäischen Förderung.
Wie der CSU-Europa-Abgeord-
nete Manfred Weber betonte,

müsse sich Ostbayern, wolle es
mehr Geld aus Brüssel, auf die
Hinterbeine stellen. Der För-
derfokus der EU werde künftig
stark auf Projekten liegen, die
„einen zusätzlichen europäi-
schen Mehrwert ergeben“. Dies
sei etwa mit dem Aufbau gren-
züberschreitender Kooperatio-
nen möglich. „Jetzt kommt es
darauf an, mehr solcher Projek-
te zu entwickeln“, erklärte
Manfred Weber.

Wie wichtig und richtig „der
Blick über den Tellerrand“ gera-
de in Niederbayern ist, belegt
Weber zufolge die Tatsache, dass
die Hälfte des hiesigen Bruttoin-
landprodukts mit Exporten ver-
dient wird. Von einer noch enge-
ren Vernetzung profitierten alle
drei Regionen - Niederbayern et-
wa vom Osteuropa-Know-how
Böhmens und vom Netzwerk-
Vorsprung Oberösterreichs und
diese von den Westverbindungen
Niederbayerns. Nun müssten
konkrete grenzüberschreitende
Projekte erarbeitet werden, er-
läuterte Weber.

Dass in Brüssel gerade für
grenzüberschreitende Vorhaben
durchaus Geld vorhanden ist,
darauf wiesen vor allem Vertre-
ter aus Oberösterreich hin. Man
müsse es sich nur mit entspre-
chender Professionalität holen.
Österreich habe hierfür extra ei-
gene Experten eingesetzt. DK

Nürnberger Seniorentage 2008:

„Älter werden,
Zukunft gestalten“

Mit einer Kombination aus Ausstellung und Vortragsprogramm
luden die Nürnberger Seniorentage in der Meistersingerhalle
dazu ein, sich zu allen Fragen von Gesundheit und Lebensqua-
lität im Alter zu informieren. Bei freiem Eintritt konnten die et-
wa 10.000 Besucher fast 60 Vorträge und Gesundheitsgespräche
miterleben. Mehr als 120 Aussteller vermittelten konkrete Bei-
spiele zur Lebensplanung. Wer sich um die Gestaltung der Zu-
kunft jenseits der 50 frühzeitig Gedanken machen wollte, war
bei dem „MesseForum rund ums Älterwerden“ am richtigen
Ort. Die Veranstaltung des Seniorenamts der Stadt Nürnberg
fand in dieser Form zum sechsten Mal statt.

Fragen zur Besteuerung der
Rente oder zu den kommenden
Neuerungen des Erbrechts wur-
den ebenso beantwortet wie
Einzelheiten der Vorsorgevoll-
macht. Informationen und Bera-
tung über verschiedene Wohn-
formen, barrierefreies Wohnen
und Hilfen für das Leben zu
Hause standen neben Vorträgen
und Diskussionen um gesund-
heitliche Vorsorge im Fokus des
Interesses.

Breite Palette

Schulmedizin und Naturheil-
verfahren, Brustgesundheit oder
Hilfen für den gesunden Schlaf,
Darmkrebsvorsorge, gesunde
Zähne, Erste-Hilfe-Tipps, Män-
nerkrankheiten oder Tipps für
ein gutes Gedächtnis: Diese
Themen bildeten nur einen
Bruchteil dessen, was bei den
Gesundheitsgesprächen des
Bayerischen Rundfunks und in

der Vortragsreihe des Nürnber-
ger Klinikums zur Sprache
kam. Neben der bekannten Ge-
sundheitsexpertin Dr. Marianne
Koch standen Fachleute aus di-
versen Kliniken und weiteren
Einrichtungen Rede und Ant-
wort.

Auf Zeitreise

Angehörige pflegebedürftiger
Menschen fanden darüber hin-
aus Rat zu Entlastungsangebo-
ten und Pflegeeinrichtungen
und konnten sich kundig ma-
chen über die Rechte von Be-
wohnern in Pflegeheimen. Mit
Hermann Glaser gingen die
Zuhörer in einer Lesung der Se-
nioreninitiative Nürnberg auf
Zeitreise in die 50er Jahre, „als
wir noch jung waren“. Die Be-
sucher erfahren in Vorträgen
und am Stand des Computer
Clubs Nürnberg CCN 50plus
und des Video Clubs Nürnberg

50plus alles über elektronische
Medien. Der „Media-Bus Treff-
punkt Internet“, Teil der Initiati-
ve „iD2010 – Informationsge-
sellschaft Deutschland 2010“
des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Technologie, bot
zudem an zwölf PC-Arbeits-
plätzen eine Gelegenheit, sich
mit dem Internet vertraut zu
machen.

Aktionsfläche

Weitere Anregungen für eine
aktive Gestaltung des Alters ga-
ben Sport-, Gymnastik- und
Tanzvorführungen sowie Infor-
mationen zum Ehrenamt, zu
Reisen und Fitness oder Bil-
dung und Kultur. Auf der Akti-
onsfläche wurden Mitmachtän-
ze, Gymnastik, Tai Chi, Kampf-
kunst und Selbstverteidigung
präsentiert. DK

Hermann Steinmaßl.

finanzielle Mittel zur Verfügung.
Der Landkreis Traunstein zählt
mit einer Arbeitslosenquote von
4,1 Prozent zu den drei besten in
Bayern.

Wichtige Aufgaben

Vor dem Hintergrund eines
drastischen Geburtenrückgangs
erachtet Steinmaßl ein umfang-
reiches Betreuungsangebot im
Landkreis als besonders wichtig.
Allerdings gehe es hier nicht nur
um die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf. Vielmehr könnten
Kinder hier soziale Kompeten-
zen erwerben, die sie zu Hause
nicht bekommen. Der Umgang
mit Gleichaltrigen sei für die ge-
sunde Entwicklung eines Kindes
sehr wichtig. Mit 250 Betreu-
ungsplätzen habe man im Land-

stein: Von 608 Millionen Kilo-
wattstunden Gesamtstrombedarf
werden 315 Millionen kWh aus
erneuerbaren Energien gewon-
nen. Das Potenzial, den Gesamt-
bedarf aus erneuerbaren Energien
zu gewährleisten, sei vorhanden,
so Steinmaßl. Zurzeit wird der
Großteil mit 270 Millionen kWh

aus der Wasserkraft gewonnen -
20 Millionen kWH aus Biomas-
se, 18 Millionen kWh aus Sonne-
nenergie und sieben Millionen
kWh aus Windkraft.

Für die Zukunft sieht Stein-
maßl großes Potenzial im Bio-
gas. Ideal wäre nach seiner An-
sicht die Einspeisung von Bio-

methan in die bestehenden Gas-
leitungen. Dies ermögliche eine
ständige Verfügbarkeit ohne
Verluste. Ziel sei eine Symbiose
aus Wasser, Wind, Sonne und
Biomasse. Wichtig sei aber
auch, den Energiebedarf aller
öffentlichen Gebäude zu über-
prüfen. DK
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Vorschau auf GZ 11
In unserer Ausgabe Nr. 11, die am 12. Juni erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
Finanzierungsmodelle für öffentliche Aufgaben
Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung

Das Umfeld muss stimmen
In der Hasenheide Nord in Fürstenfeldbruck fühlen sich

besonders hochspezialisierte Mittelständler wohl

Klassische Standortvorzüge wie beispielsweise günstige
Grundstückspreise, moderate Gewerbesteuersätze oder eine
gute Verkehrsanbindung sind oft nicht mehr allein ausschlag-
gebend für die Standortwahl eines Unternehmens. Immer stär-
ker rückt ein gepflegtes Umfeld, in dem sich profitable Netz-
werke zu anderen Unternehmen knüpfen lassen, in den Fokus
investitionsfreudiger Firmenchefs. Dieser Trend ist vor allem
bei hochspezialisierten Mittelständlern zu beobachten und
stellt ganz neue Herausforderungen an die Vermarktung von
Gewerbegrundstücken.

Nur wer die Chance nutzen
kann, schnell und flexibel auf
die individuellen Wünsche an-
siedlungswilliger Unternehmen
zu reagieren, hat langfristig die
Nase vorn im härter werdenden
Wettbewerb der Kommunen um
die begehrten Gewerbesteuer-
zahler. Dies gilt sowohl für va-
riable Grundstücksgrößen als
auch flexible bauliche Rahmen-
bedingungen.

Gegen den Trend

Dank eines vorausschauen-
den Flächenmanagements und
einer individuellen Kundenbe-
treuung hat sich das Industrie-
und Gewerbegebiet Hasenheide
Nord in Fürstenfeldbruck zu ei-
nem der beliebtesten Wirt-
schaftsstandorte Südbayerns
entwickelt. Damit hat es auch
dazu beigetragen, dass in Für-
stenfeldbruck gegen den allge-
meinen Trend in den vergange-
nen zweieinhalb Jahren etwa
2000 neue Arbeitsplätze ge-
schaffen werden konnten.

Sparkasse und
Stadtverwaltung ziehen
an einem Strang

Das Industrie- und Gewerbe-
gebiet Hasenheide Nord in Für-
stenfeldbruck erfreut sich im-
mer größerer Beliebtheit bei
mittelständischen Investoren.
Seit einigen Jahren verzeichnet
die zuständige Vermarktungsge-
sellschaft INDUSTHA FFB

deutlich mehr Anfragen von
Unternehmen, die über eine
Verlagerung ihres Firmensitzes
in die Amperstadt nachdenken.
Dieser Erfolg gründe sich auf
das geniale Zusammenspiel
mehrerer entscheidender Fakto-
ren, erklärt Thomas Kuchen-
bauer, einer der beiden Ge-
schäftsführer der INDUSTHA.
Gut sei, dass die Sparkasse Für-
stenfeldbruck und die Stadtver-
waltung, die zu je 50 % an
der Gesellschaft beteiligt sind,
bei der Preispolitik und der zu
entwickelnden Branchenstruk-
tur an einem Strang zögen. „Un-
sere Grundstückspreise sind mo-
derat und es bildet sich schon
recht deutlich eine Cluster-
Struktur heraus, die Fürsten-
feldbruck als Wirtschaftsstan-
dort eine besondere Schubkraft
gibt“, betont Kuchenbauer.

Cluster-Struktur

Eine derartige Konzentration
von Betrieben innerhalb einer
Branche ist derzeit im High-
Tech-Sektor zu beobachten. Mit
der Eröffnung eines Hochsi-
cherheits-Archivcenters und ei-
nes Dienstleisters für Prüftech-
nik im letzten Jahr sowie der
unmittelbar bevorstehenden An-
siedlung eines rasch wachsen-
den Unternehmens der Photo-
voltaik- und Halbleiterindustrie,
das in der Hasenheide Nord
300 neue Arbeitsplätze schaf-
fen wird, verstärkt sich dieser
Trend.

Ungebrochene
Aufbruchstimmung
und Dynamik

Aber auch hochspezialisierte
Handwerksbetriebe wie zum
Beispiel Messebauer, Spezial-
schreinereien oder metallverar-
beitende Betriebe siedeln sich
vermehrt an. Nach Einschät-
zung Kuchenbauers handelt es
sich vor allem um den soge-
nannten kleinen Mittelstand, der
in der Hasenheide Nord zuneh-
mend eine neue Heimat findet.
Darunter fallen expandierende,
eigentümergeführte Unterneh-
men, in denen die Chefs noch
selbst Hand anlegen und so mu-
tig und visionär sind, auch mal
eine Betriebserweiterung ins
Auge zu fassen. „In diesen
Kreisen herrscht eine ungebro-
chene Aufbruchstimmung und
Dynamik, wer solche Betriebe
ansiedelt, gewinnt als Wirt-
schaftsstandort unglaublich an
Fahrt“, gibt sich Kuchenbauer
zuversichtlich.

Individuelle Betreuung

Gerade derartige Unternehmen
legen aber schon bei der ersten
Kontaktaufnahme großen Wert
auf eine intensive, individuelle
Betreuung durch die Kommune
und den Vermarkter und später
auf ein ansprechendes Umfeld
und eine gute Nachbarschaft zu
anderen Unternehmen. Für erfol-
greiche Kunden- und Geschäfts-
beziehungen spiele die gesamte
Außenwirkung einer Firma eine
große Rolle, und dies beinhalte
eben auch das Facility-Manage-
ment. Da mag man nicht neben
einem Containerabstellplatz be-
heimatet sein“, so Kuchenbauer.

Entscheidender
Standortvorteil

Die entsprechenden bauli-
chen Rahmenbedingungen re-
geln die Stadt Fürstenfeldbruck
und die INDUSTHA auf vor-
bildliche Weise. So können die
Käufer individuelle Parzellen-
größen erwerben, die gegebe-
nenfalls noch Spielraum für
Betriebswohnungen oder zur

Grüngestaltung erlauben. Dies
wird von den Interessenten als ent-
scheidender Standortvorteil ge-
genüber anderen Gewerbegebie-
ten wahrgenommen, die aufgrund
mangelnder Freiflächen nicht so
flexibel verfahren können.

Zudem sind bereits bestimm-
te Dachschrägen oder eine Flach-
dachbegrünung in den Be-
bauungsplänen vorgegeben.
Auch aus Sicht des Straßenbaus
ist für eine angenehme Atmos-
phäre gesorgt, weil für sämtli-
che Straßen in der Hasenheide
Nord Pflanzstreifen sowie ge-
sonderte Geh- und Radwege
vorgesehen sind. So ergibt sich
ein „Rundum-Wohlfühlpaket“,
das seines Gleichen sucht. „Für-
stenfeldbruck ist momentan die
einzige Kommune in der weite-
ren Umgebung, die diese An-
sprüche komplett erfüllen kann“,
resümiert Kuchenbauer.

Fachkundige Begleitung

Bevor sich jedoch ein Unter-
nehmen in der Hasenheide Nord
wohlfühlen kann, benötigt es
während desAnsiedelungsprozes-
ses umfangreiche fachkundige
Begleitung. Bewusst sind die We-
ge zwischen den einschlägigen
Stellen im Rathaus Fürstenfeld-
bruck und der INDUSTHA kurz
gehalten. „Das enge Zusammen-
spiel zwischen dem Stadtbauamt
und der Vermarktungsgesellschaft
führt zur zügigenAbwicklung des
Bauge-nehmigungsverfahrens“,
lobt Dr. Gerald Danner, seines
Zeichens ebenfalls Geschäftsfüh-
rer bei der INDUSTHA.

Verkürzte Planungsphase

Die Gesellschaft vermittelt
dem Unternehmer dabei den di-
rekten Kontakt zum Stadtbau-
meister schon vor der Stellung
des Bauantrages. Dadurch kön-
nen wichtige Eckpunkte des
konkreten Bauvorhabens und
individuelle Wünsche frühzeitig
besprochen werden. Außerdem
besorgt die INDUSTHA dem
Architekten bzw. dem Pla-
nungsbüro des Unternehmens
die notwendigen Unterlagen für
den Bauantrag.

Auf diese Weise verkürzt sich
die Planungsphase für den Be-
trieb entscheidend. Last but not
least stellt die INDUSTHA den
Kontakt zu anderen Firmenin-
habern her, die bereits gebaut
haben. Die zukünftigen Nach-

Viel Grün und enge nachbarschaftliche Beziehungen: Die Lie-
bigstraße in Blickrichtung Norden im Industrie- und Gewer-
begebiet Hasenheide Nord. Foto: Illing

barn können dann Erfahrungen
über die Qualität und Zuverläs-
sigkeit von Bauunternehmern
usw. austauschen. Eine der
wichtigsten Voraussetzungen
sei es jedoch, dass die Stadtver-
waltung die Ansiedelung von
Gewerbebetrieben im Sinne ei-
ner nachhaltigen und gesunden
wirtschaftlichen Entwicklung
der Kommune als oberste Prio-
rität ansehe, betont Danner.

„Den Investor
als Kunden begreifen“

Ergänzt durch Entscheidungs-
freude, unbürokratisches Arbei-
ten und einen schnellen Draht
zum Oberbürgermeister wird
diese Maxime auch immer wie-
der aufs Neue verinnerlicht und
gelebt. Alle diese Dinge treffen
auf die Gegebenheiten in Für-
stenfeldbruck zu. „Den Investor
als Kunden begreifen, seine Be-
dürfnisse erkennen und indivi-
duelle Lösungen finden“, sei

unverzichtbare Grundlage für
eine effiziente kommunale
Wirtschaftsförderung, weiß Dan-
ner aus seiner täglichen Erfah-
rung zu berichten. Dies gilt
übrigens auch und gerade für
die Zeit nach dem erfolgten An-
siedelungsprozess eines Unter-
nehmens. Denn dann müsse
man sich darum kümmern, dass
sich der Betrieb langfristig
wohlfühle, empfiehlt Danner.

Kompetenter Partner

Mit der Wirtschaftsförderung
im Rathaus Fürstenfeldbruck
steht ihm dabei ein kompetenter
Partner zur Verfügung. Die Zah-
len sprechen für sich: Von den
seinerzeit in der Hasenheide
Nord insgesamt zur Verfügung
stehenden ca. 150.000 qm konn-
ten ab Juni 2006 weitere 70.000
qm vermarktet werden. Aktuell
laufen Überlegungen, das Areal
um eine Fläche von rund 75.000
qm zu erweitern.

Kurze Wege
München: ca. 25 km (über B 2 oder B 471)
München Hauptbahnhof: ca. 25 Minuten (direkte Anbindung

über S-Bahnlinie S8)
Flughafen München: ca. 50 km (über B 471 und A 92)

ca. 1 Std. (direkte Anbindung über S-Bahnlinie S8)
Augsburg: ca. 35 km (über A 8)
Auffahrt A 8: ca. 8 km (über B 2)
Auffahrt A 96: ca. 15 km (über B 471)
B 2 und B 471: ca. 1 km
Buslinie 837: direkte Verbindung zum S-Bahnhof FFB
Sonderlandeplatz Jesenwang: ca. 9 km
Verknüpfung mit dem Cargo-Netz der Deutschen Bahn.


